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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Klaus 

Daubertshäuser 


(SPD) 


Mit welchen Zielen hat die Bundesregierung Ex- 
Fraktionschef Dr. Alfred Dregger (auswärtige 
Besucher), Ex-Bundesminister Dr. Heinz Riesen- 
huber (deutsch-japanische Technologie) und Ex- 
Bundesminister Dr. Oscar Schneider (Pückler- 
Park) mit der Wahrnehmung von Aufgaben be- 
traut, für die bereits originäre Ressortzuständig- 
keiten vorhanden sind, und wurden darüber hin- 
aus aktive oder ehemalige Politiker mit ähnlichen 
Aufgaben betraut? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 9. August 1993 


Die Bundesregierung hat dem früheren Vorsitzenden der Fraktion der 
CDU/CSU, Dr. Alfred Dregger, keinen förmlichen Auftrag mit dem in der 
Frage erwähnten Inhalt gegeben. Der Bundesregierung ist aber bekannt, 
daß ausländische Besucher immer wieder den Wunsch äußern, bei ihrem 
Aufenthalt in Bonn auch vom Ehrenvorsitzenden der Fraktion der 
CDU/CSU des Deutschen Bundestages, Dr. Alfred Dregger, zu einem 
Gespräch empfangen zu werden. 

Auch eine förmliche Beauftragung von Bundesminister a. D. Dr. Oscar 
Schneider im Zusammenhang mit der Wiederherstellung des Pückler- 
Parks in Muskau liegt nicht vor. Bundesminister a. D. Dr. Oscar Schneider 
hat sich vielmehr als Mitglied des Deutschen Bundestages dafür einge- 
setzt, daß der Park wiederhergestellt wird. 

Dieser Aufgabe hat er sich in der Folgezeit, auch auf Wunsch des Bundes- 
kanzlers, weiter angenommen. Eine Kollision mit Ressortzuständigkeiten 
tritt dadurch nicht ein. 

Bei seinem Besuch in Tokio im Februar d. J. hat der Bundeskanzler ange- 
regt, einen deutsch-japanischen Kooperationsrat für Hochtechnologie 
und Umwelttechnik zu gründen. Ein vom Bundesministerium für Wirt- 
schaft und vom Bundesministerium für Forschung und Technologie dazu 
erarbeitetes Konzept sieht vor, daß Bundesminister a. D. Dr. Heinz Riesen- 
huber für den Kooperationsrat auf deutscher Seite Verantwortung über- 
nimmt. 


2. Abgeordneter Welche Kosten entstehen hierbei? 

Klaus 

Daubertshäuser 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 9. August 1993 

Für den gemeinsamen Kooperationsrat für Hochtechnologie und Umwelt- 
technik sind bisher keine Kosten entstanden, da die japanische Regierung 
den deutschen Vorschlag derzeit noch prüft. 

Für die anderen in der Frage erwähnten Tätigkeiten entstehen der Bun- 
desregierung keine Kosten. 
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3. Abgeordneter 

Klaus 

Daubertshäuser 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dieses System 
doppelter Veranworthchkeiten beizubehalten 
oder wird sie es im Rahmen der von ihr angestreb- 
ten Sparmaßnahmen aufgeben? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 9. August 1993 

Doppelte Verantwortlichkeiten werden in keinem Fall begründet. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


4. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


In welchem finanziellen Umfang sind von 
Deutschland seit 1989 an die Staaten in dem vom 
Kommunismus befreiten Teil Europas auf zwi- 
schenstaatlicher und multilateraler Ebene Hilfen 
geleistet worden und derzeit noch geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 11. August 1993 

MOE-Staaten 

Die deutsche Unterstützung für den Reformprozeß in den mittel- und süd- 
osteuropäischen Staaten (MOE) beläuft sich seit Ende 1989 einschließlich 
der in 1993 geplanten Verpflichtungen auf insgesamt 37,3 Mrd. DM. 

NUS/GUS 

Die Bundesrepublik Deutschland hat seit Ende 1989 den Reformprozeß in 
den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS, GUS, Aserbaidshan, Georgien) 
mit Mitteln in Höhe von 87,55 Mrd. DM unterstützt. 


5. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch belaufen sich die entsprechenden Hil- 
fen der EG und der übrigen EG-Mitghedstaaten 
für die um wirtschaftliche und politische Stabihtät 
ringenden neuen Demokratien im Osten und 
Südosten Europas? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 11. August 1993 

MOE-Staaten 

Für diese Staaten führt das G 24 -Sekretariat in der EG-Kommission eine 
Statistik der Leistungen der westlichen Geber, in welcher allerdings - im 
Interesse der Vergleichbarkeit - nicht alle Leistungskategorien erfaßt 
sind. Danach beliefen sich die Leistungen aus dem Bereich der EG in der 
Zeit vom 1. Januar 1990 bis 31. Dezember 1992 auf 23,1 Mrd, ECU. Im ein- 
zelnen entfielen auf die übrigen EG-Mitgliedstaaten folgende Beträge; 
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Mio. ECU 

Belgien 

175,19 

Dänemark 

607,69 

Frankreich 

1 809,42 

Griechenland 

51,49 

Irland 

2,23 

Italien 

1 465,79 

Luxemburg 

22,73 

Niederlande 

747,13 

Portugal 

3,94 

Spanien 

480,69 

Vereinigtes Königreich 

740,91 

Außerdem hat die EG (inkl. EIB) 8666,15 Mio. ECU im Rahmen von Ge- 
meinschaftsprogrammen bereitgestellt. 

NUS/GUS 


Die Hilfen der EG an die NUS/GUS in der Zeit vom 1. Januar 1990 bis 
31. Dezember 1992 beliefen sich gemäß EG-Statistik auf 53,5 Mrd. ECU 
Im einzelnen entfielen auf die übrigen EG-Mitgliedstaaten folgende Be- 
träge: 


Mio. ECU 

Belgien 

342,92 

Dänemark 

' 975,51 

Spanien 

1 248,08 

Frankreich 

1 995,90 

Griechenland 

82,97 

Irland 

0,31 

Italien 

4 093,47 

Luxemburg 

1,10 

Niederlande 

348,09 

Portugal 

77,55 

Vereinigtes Königreich 

1 050,83 


Programme der EG beliefen sich zusätzlich auf 3576,50 Mio. ECU. 

Die Bundesregierung und die EG beabsichtigen, auch weiterhin die Re- 
formprozesse in den v. g. Staaten substantiell zu unterstützen. Besonderen 
Wert legen wir auf die weitere Multilateralisierung der Unterstützung, vor 
allem durch noch stärkere Einbeziehung von IWF, Weltbank und EBRD. 


6. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wie läßt sich die Bezeichnung des ostpreußischen 
Königsberg als „Kaliningrad" durch Mitglieder 
der Bundesregierung (s. Drucksache 12/5082) mit 
§ 60 der Dienstanweisung für die Standesbeam- 
ten und ihre Aufsichtsbehörden (BAnz. Nr. 227 a 
vom 4. Dezember 1987) vereinbaren, wonach bei 
der Bezeichnung von Orten außerhalb der Bun- 
desrepubhk Deutschland, für die es eine allge- 
mein übliche deutsche Bezeichnung gibt, diese 
zu verwenden ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 10* August 1993 

Die Dienstanweisung für Standesbeamte und ihre Aufsichtsbehörden güt 
nirr für Beurkundungen im Personenstandswesen. Sie enthält jedenfalls 
keine Bezeichnungsrichtlinie für Mitglieder der Bundesregierung. 

Im übrigen handelt es sich bei „Königsberg" nicht um die „allgemein übli- 
che deutsche Bezeichnung" für die Stadt Kaliningrad. Der Fall ist nicht 
vergleichbar mit Städtenamen, die unter die oben genannte Vorschrift 
fallen, wie etwa „BreslauAVroclaw", „Danzig/Gdansk" oder „Mai- 
land/Milano" . 

Der amthche russische Städtename „Kaliningrad" ist vielmehr die Folge 
einer Umbenennung der Stadt nach dem Zweiten Weltkrieg, nicht die rus- 
sische Form des vorherigen Städtenamens „Königsberg". Es entspricht 
unserer bisherigen Politik sowie internationalen Gepflogenheiten, derar- 
tige Umbenennungen auf dem Gebiet anderer Staaten zu respektieren 
und nachzuvollziehen, bis sie gegebenenfalls, wie beispielsweise im Falle 
Leningrads/St, Petersburgs, von den hierfür zuständigen Stellen wieder 
rückgängig gemacht werden. 


7. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Kann sich die Bundesregierung vorstellen, die 
deutschen Truppen aus Somalia abzuziehen, 
bevor die UNO die UNOSOM II-Mission für be- 
endet erklärt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 11. August 1993 

Es ist Praxis der Bundesregierung, zu hypothetischen Fragen keine Stel- 
lung zu nehmen. Grundsätzlich bleibt festzuhalten, daß die Bundesregie- 
rung Veränderungen ihrer Mitwirkung an UNOSOM II nur in Absprache 
mit den Vereinten Nationen vollziehen wird. 

Das Mandat für die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen beschlos- 
sene UNOSOM II-Mission gilt - wie bei anderen vergleichbaren VN-Mis- 
sionen - zunächst für sechs Monate. Aufgrund der vielfältigen und kom- 
plexen Aufgabenstellung von UNOSOM II ist eine Verlängerung des 
Mandats wahrscheinlich. Die Verwendung des deutschen Kontingents im 
Rahmen von UNOSOM II erfolgt auf der Grundlage des Mandats und in 
enger Abstimmung und Vereinbarung mit dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen. Mit der im weiteren Verlauf von UNOSOM II erfolgen- 
den Implementierung der Aufgaben im Bereich Wiederaufbau der politi- 
schen und wirtschaftlichen Strukturen wird die in der jetzigen Phase benö- 
tigte militärische Komponente verringert werden. Soweit die Vereinten 
Nationen künftig - wobei ein Zeitpunkt noch nicht abzusehen ist - eine 
solche Verringerung vornehmen, kann sich dies auch auf den Umfang des 
deutschen Kontingents auswirken. 


8. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Berliner Tageszeitung „Der Tagesspiegel" vom 
29. Juni 1993 beschriebenen Vorfälle (Vorwurf: 
„potentielle Asylanten", „Drogenkuriere") bei 
der Beantragung von Visa von zum Berliner „Hei- 
matklänge "-Festival eingeladenen nigeriani- 
schen Künstlern in der deutschen Botschaft in 
Lagos, Nigeria? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 5. August 1993 

Die deutsche Botschaft in Lagos hat allen nigerianischen Künstlern, die 
dies beantragt haben, ein Visum zur Teilnahme an dem Festival „Heimat- 
klänge" in Berlin erteilt. Unter dem in dem Artikel genannten Namen Al- 
hadji Chief Dr. Sikuru Ayinde Barrister hat niemand einen Antrag gestellt. 
Die Mitarbeiter der Botschaft Lagos haben versichert, daß es nicht zu Dif- 
famierungen der Künstler gekommen ist. 


9. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Sind bzw. waren diese Vorfälle für die Bundesre- 
gierung Anlaß zu einer offiziellen Entschuldi- 
gung bei den betroffenen nigerianischen Künst- 
lern? 


10. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus diesen Vorfällen hinsichtlich der zu- 
künftigen Visaerteilungspraxis in den deutschen 
Botschaften? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 5. August 1993 

Im Hinblick auf die Antwort zu Frage 9 besteht kein Anlaß zu einer Ent- 
schuldigung oder Konsequenzen. 


11. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang zwischen diesen Vorfällen und dem seit 
dem 1. Juli 1993 geltenden neuen Asylrecht; 
wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 5. August 1993 

Da es keine „Vorfälle" im Sinne der Fragestellung gegeben hat, sieht die 
Bundesregierung auch keinen Zusammenhang mit dem neuen Asylrecht. 
Im übrigen ist die Anwendung des Asylrechts Aufgabe der Innenbehör- 
den und nicht der Botschaften. 


12. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Was unternimmt die Bundesregierung gegen die 
in China stärker werdende Verletzung der Men- 
schenrechte und insbesondere gegen die Verfol- 
gung der katholischen Untergrundkirche und der 
inoffiziellen protestantischen Hauskirchen durch 
die chinesiche Regierung, von denen im Deut- 
schen Pfarrerblatt, Heft 7 1993, nach Berichten 
von Amnesty International und der katholischen 
Nachrichtenagentur KNA zu lesen ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 10. August 1993 

Die Bundesregierung führt einen kontinuierhchen Menschenrechtsdialog 
mit der Volksrepublik China. Menschenrechtsthemen standen auf der 
Tagesordnung aller politischen Gespräche, die in den vergangenen Jah- 
ren mit der chinesichen Regierung geführt wurden, so insbesondere wäh- 
rend des Besuchs von Bundesminister Dr. Klaus Kinkel in Peking im No- 
vember 1992 und während des jüngsten Besuchs des chinesischen Außen- 
ministers in Bonn im Mai 1993. 

Der Koordinator für Menschenrechtsfragen des Auswärtigen Amtes hat 
ebenfalls im Mai 1993 mit der chinesischen Regierung in Peking Men- 
schenrechtsfragen ausführlich erörtert und dabei Defizite nachdrücklich 
angesprochen. 

Die Bundesregierung hat in Peking im vergangenen Jahr bilateral oder 
gemeinsam mit den europäischen Partnern in einer Reihe von Fällen in 
Menschenrechtsfragen demarchiert. Hierbei kam auch die Situation der 
Christen in der Volksrepublik China zur Sprache. Auch konkrete Fälle 
wurden namentlich angesprochen. Die Bundesregierung hat ihre Erwar- 
tung an die chinesische Regierung ausgedrückt, daß die in der chinesi- 
schen Verfassung garantierte Religionsfreiheit allen religiösen Gruppen, 
auch denen, die nicht den staatlich lizenzierten Religionsgemeinschaften 
angehören, gewährt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


13. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, der Forderung des Vorsitzenden des Zen- 
tralrates der deutschen Gesellschaften in der 
Republik Polen, Dipl. Ing. Georg Brylka, zu ent- 
sprechen, allen in der Republik Polen lebenden 
deutschen Staatsangehörigen eine Teilnahme an 
den kommenden Bundestagswahlen zu ermögli- 
chen, wie sich zum Beispiel auch alle in Deutsch- 
land lebenden polnischen Staatsbürger an den 
Wahlen zum polnischen Sejm beteiligen können? 


Antwort des Staatssekretärs Franz Kroppenstedt 
vom 9. August 1993 

Nach § 12 Abs. 2 Bundeswahlgesetz (BWG) sind bei Vorliegen der sonsti- 
gen Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 BWG (Volljährigkeit, kein Wahl- 
rechtsauschluß) auch diejenigen Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes wahlberechtigt, die am Wahltag 

1. als Beamte, Soldaten, Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst 
auf Anordnung ihres Dienstherrn außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland leben, sowie die Angehörigen ihres Hausstandes, 

2. in den Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten des Europarates leben, 
sofern sie nach dem 23. Mai 1949 und vor ihrem Fortzug mindestens 
drei Monate ununterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Wohnung innegehabt oder sich sonst gewöhnlich aufgehalten haben. 
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3. in anderen Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland le- 
ben, sofern sie vor ihrem Fortzug mindestens drei Monate ununterbro- 
chen in der Bundesrepublik Deutschland eine Wohnung innegehabt 
oder sich sonst gewöhnlich aufgehalten haben und seit dem Fortzug 
nicht mehr als zehn Jahre verstrichen sind. 

Durch die Anknüpfung an den Tag der Verkündung des Grundgesetzes 
sowie die zusätzliche Forderung eines vorausgegangenen dreimonatigen 
Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland und - im Falle Num- 
mer 3 - das Nichtverstreichen der 10- Jahres-Frist wird ein Mindestmaß an 
Zuordnung und Bindung an den Heimatstaat verlangt. Es sollen nur solche 
Personen an dem politischen Geschehen teünehmen können, die persönli- 
che Verbindungen zu ihrem Heimatstaat haben. 


14. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung von der Konferenz der 
Kultusminister der Länder einen Bericht erhalten 
oder angefordert, aus dem hervorgeht, wo und 
wie viele Gedenkstätten entlang der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze von den betroffenen Bun- 
desländern eingerichtet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Franz Kroppenstedt 
vom 9. August 1993 

Nach Auskunft des Sekretariats der Kultusministerkonferenz existiert 
eine Übersicht über Standort und Anzahl von vorhandenen oder geplan- 
ten Gedenkstätten entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze nicht. 

Die Bundesregierung hat einen entsprechenden Bericht wegen der für 
diesen Aufgabenbereich bestehenden grundsätzlichen Zuständigkeit der 
Länder auch nicht erbeten. 


15. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche, nach den Gesprächen des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
mit dem stellvertretenden russischen Minister- 
präsidenten Schachraj am 5. Juli 1993 von russi- 
scher Seite eingeleiteten Maßnahmen zur Ge- 
währleistung der Sicherheit rußlanddeutscher 
Aussiedler vor ihrer Ausreise in die Bundesrepu- 
blik Deutschland sowie zur Unterbindung der 
Mitwirkung staatlicher russischer Organe an kri- 
minellen Übergriffen auf rußlanddeutsche Aus- 
siedler sind der Bundesregierung bekannt, und 
ist die Bundesregierung bereit, diesen Sachver- 
halt auf höchster Regierungsebene gegenüber 
der russischen Seite weiter anzusprechen und 
massiv auf Abhilfe zu drängen? 


Antwort des Staatssekretärs Franz Kroppenstedt 
vom 9. August 1993 

Der Aussiedlerbeauftragte der Bundesregierung, Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Horst Waffenschmidt, hat anläßlich seiner Rußlandreise 
vom 5. bis 9. Juli 1993 die Auftaktgespräche mit dem Minister für Minder- 
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heitenangelegenheiten und stellvertretenden Ministerpräsidenten Sergej 
Schachraj auch genutzt, und die bereits seit längerem kritische Frage der 
Sicherheit der Aussiedler vor ihrem Abflug aus Moskau in die Bundesre- 
pubhk Deutschland zur Sprache gebracht. 

Das Problem wurde im übrigen bereits im Mai d. J. anläßlich der 1 . Sitzung 
der deutsch-russischen Arbeitsgruppe für die Zusammenarbeit in huma- 
nitären und konsularischen Fragen von unserer Seite angesprochen. Da- 
bei wurde eine Zusammenarbeit zwischen dem russischen Außenministe- 
rium und der Botschaft Moskau vereinbart. 

Ergebnisse hat die russische Seite bisher noch nicht mitgeteilt. Die Deut- 
sche Botschaft in Moskau hat Weisung, diese Frage nachdrücklich weiter 
zu verfolgen. Die Deutsche Botschaft Moskau verstärkt Ihre Aufklärungs- 
arbeit zu Fragen der Sicherheit gegenüber den Aussiedlern. 

Die Bundesregierung wird dieses dringende Thema bei geeigneter Gele- 
genheit gegenüber der russischen Seite weiterhin zur Sprache bringen. 

Die Frage der Sicherheit der Aussiedler in Moskau wird auch anläßlich der 
4. Sitzung der deutsch-russichen Regierungskommission, die vom 11. bis 
13. Oktober 1993 in St. Petersburg stattfinden wird, erneut angesprochen 
werden. 


16. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den Ver- 
handlungen mit der tschechischen Regierung 
dafür einzusetzen, daß die Standortfrage für die 
gemeinsamen Grenzabfertigungsanlagen in 
Mähring und Bärnau (beide Landkreis Tirschen- 
reuth) dahin gehend revidiert wird, daß entspre- 
chend der örtlichen Gegebenheiten die gemein- 
same Anlage in Mähring auf deutscher Seite und 
die Gemeinschaftsanlage in Bärnau auf tschechi- 
scher Seite errichtet wird, und wie ist der derzei- 
tige Verhandlungsstand? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 10. August 1993 


Nach dem gegenwärtigen Sachstand sollen die deutsch-tschechischen 
Grenzabfertigungsanlagen am Grenzübergang Mähring auf tschechi- 
schem und am Grenzübergang Bärnau auf deutschem Hoheitsgebiet er- 
richtet werden. Wegen zwischenzeitlich aufgetretener Probleme beab- 
sichtigt die Bundesregierung jedoch, über die Standorte der beiden Anla- 
gen erneut zu verhandeln. Für die Beurteilung sind die topografischen 
Gegebenheiten, Naturschutzbelange {Wasserschutz) sowie die Verfüg- 
barkeit von geeigneten Grundstücken entscheidend. 


17. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung derzeit mit 
der tschechischen Regierung wegen der Öffnung 
des Grenzüberganges Georgenberg als Über- 
gang für Wanderer verhandelt, und welche Aus- 
sicht besteht, daß dieses Vorhaben verwirklicht 
wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 10. August 1993 

Eine bilaterale Expertengruppe hat am 5./6. Juni 1993 die deutsch-tsche- 
chische Grenze im Bereich der Gemeinde Georgenberg besichtigt. Dabei 
wurde Einigung erzielt, auf der Gemarkung der Gemeinde Georgenberg 
zwischen Waldheim und Förderwaldheim (Predni Zahaji) einen grenz- 
überschreitenden Wanderweg und einen Grenzübertrittspunkt einzurich- 
ten. 

Die Bundesregierung übernimmt dieses Ergebnis für die nächste Ver- 
handlungsrunde mit der tschechischen Republik über die Thematik des 
Kleinen Grenzverkehrs. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


18. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Ab welchem Datum hat die Bundesregierung 
Kenntnisse, daß „eine Quelle aus dem Bundesge- 
biet ihrer Führungsstelle in der Hauptverwaltung 
Aufklärung (des MfS) über Treffen zwischen 
Pfeiffer, Nilius und Jansen berichtet hat", und 
zwar vor den entscheidenden Veröffentlichun- 
gen im „DER SPIEGEL" in der Barschel-Pfeiffer- 
Affäre, und mit welchem Datum hat die Bundes- 
regierung veranlaßt, diese Kenntnisse dem Un- 
tersuchungsausschuß des Schleswig-Holsteini- 
schen Landtages (13. Legislaturperiode) zur Ver- 
fügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 9. August 1993 

Dem Generalbundesanwalt ist seit einer Zeugenvernehmung am 30. April 
1993 bekannt, daß eine Quelle ihrer Führungsstelle in der ehemaligen 
Hauptverwaltung Aufklärung nach der Barschei- Affäre über ein Treffen 
zwischen Pfeiffer, Nilius und Jansen vor der Veröffentlichung in der Zeit- 
schrift „DER SPIEGEL" berichtet haben soll. Anlaß für die Zeugenverneh- 
mung war ein schriftlicher Hinweis des Bundesamts für Verfassungs- 
schutz vom 29. März 1993 an das Landesamt für Verfassungsschutz 
Schleswig-Holstein, wonach der Zeuge am 11. März 1993 dort Angaben 
über ein angebliches Treffen der Personen Nilius, Pfeiffer und Jansen 
gemacht hatte. Dieser Hinweis wurde dem Generalbundesanwalt durch 
den Innenminister des Landes Schleswig-Holstein zu einem Ermittlungs- 
verfahren übersandt und ist am 8. April 1993 bei der Bundesanwaltschaft 
eingegangen. Das Bundesministerium des Innern wurde über das angeb- 
liche Treffen zwischen Pfeiffer, Nihus und Jansen aufgrund einer 
Anfrage der Abgeordneten Ingrid Köppe am 26. April 1993 unterrichtet. 

Dem Bundesministerium der Justiz ist das vollständige Protokoll über die 
Zeugenvernehmung vom Generalbundesanwalt mit Telekopie vom 
13. Juli 1993 im Zusammenhang mit der Beantwortung Ihrer schriftlichen 
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Frage vom 8. Juli 1993 übermittelt worden. Das Bundesministerium der 
Justiz hat Blatt 1 bis 3 des Protokolls (nur diese Seiten haben einen Bezug 
zu Schleswig-Holstein) mit Schreiben vom 20. Juli 1993 an den Geschäfts- 
führer des 1. Untersuchungsausschusses der 13. Wahlperiode des Schles- 
wig-Holsteinischen Landtages übersandt. 


19. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Hatte die Bundesregierung vor dem 3. Mai 1993 
Kenntnisse darüber, ob Björn Engholm vor dem 
13. September 1987 „über Treffen zwischen Pfeif- 
fer, Nüius und Jansen" informiert war, und 
stammten diese Kenntnisse aus 'einer Quelle aus 
dem Bundesgebiet, die ihrer Führungsstelle in 
der Hauptverwaltung Auklärung (des MfS) über 
Treffen zwischen Pfeiffer, Nüius und Jansen vor 
den entscheidenden Veröffentlichungen im 
„DER SPIEGEL" berichtet hat'? (Vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf meine schriftliche Frage 
Nr. 23, Drucksache 12/5487.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 9. August 1993 

Die Bundesregierung hat weder vor noch nach dem 3. Mai 1993 Kennt- 
nisse darüber erhalten, ob Björn Engholm vor dem 13. September 1987 
über ein Treffen zwischen Pfeiffer, Nüius und Jansen informiert war. 


20. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, wieviel 
Aktenrückstände bei den Grundbuchämtern in 
den neuen Bundesländern insgesamt und auf- 
geschlüsselt nach den einzelnen Bundesländern 
noch zur Aufarbeitung anstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 


Im Juni 1993 lagen den Grundbuchämtern der neuen Länder folgende 
offene Anträge vor: 


Berlin 

Brandenburg 

Mecklenburg-Vorpommern 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Summe (ca. -Angaben) 


keine nenneswerten Rückstände 
156000 
114 900 
97700 
82700 
59900 


511200 


21. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Bis zu welchem Termin rechnet die Bundesregie- 
rung mit einer Aufarbeitung sämtlicher Rück- 
stände? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Die Bundesregierung vermag einen genauen Zeitpunkt der vollstständi- 
gen Aufarbeitung aller Rückstände nicht anzugeben. Das bisherige 
Tempo der Abarbeitung läßt allerdings einen recht zügigen Abbau erwar- 
ten. Immerhin lagen den Grundbuchämtern noch im Dezember 1992 ins- 
gesamt ca. 620720 Rückstände vor. Es ist zu erwarten, daß insbesondere 
die Vollautomation des Grundbuchs, die durch das Registerverfahren- 
beschleunigungsgesetz (vgl. BR-Drucksache 360/93) ermöglicht werden 
soll, eine weitere Beschleunigung bei der Abarbeitung der Rückstände 
erlaubt. Im übrigen nehme ich Bezug auf die Antworten der Bundesregie- 
rung auf Fragen 1 und 8 der Kleinen Anfrage des Abgeordneten Dr. Fritz 
Schumann (Kroppenstedt) und der Gruppe der PDS/Linke Liste zum 
Thema „Arbeit der Grundbuchämter'' (BT-Drucksache 12/4136), die als 
BT-Drucksache 12/4286 (dort Seiten 1, 2, 7) veröffentlicht worden sind. 


22. Abgeordneter 

Dr. Walter 

Hitschier 

(F.D.P.) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Summe der Investitionen, die durch fehlende 
Grundbucheintragungen vorläufig blockiert 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Ich verweise auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 2 der Kleinen 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste zum Thema „Arbeit der Grundbuchämter" 
(BT-Drucksache 12/4136), die als BT-Drucksache 12/4286 (dort Seiten 2, 
3) veröffentlicht worden ist. 


23. Abgeordneter 

Dr. Walter 

Hitschier 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche An- 
strengungen in den jeweiligen Bundesländern 
unternommen wurden, um durch besonderen 
Personaleinsatz diesen bürokratischen Investi- 
tionsstau abzubauen und den wirtschaftlichen 
Aufschwung zu beschleunigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Ich verweise auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 6 der Kleinen 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste zum Thema „Arbeit der Grundbuchämter" 
(BT-Dnicksache 12/4136), die als BT-Drucksache 12/4286 (dort Seiten 5, 
7) veröffentlicht worden ist. 


24. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Sind nach Ansicht der Bundesregierung die Ver- 
ordnungen und Gesetze der DDR rechtsgültig, 
die es 1970 in Ostberlin erlaubt haben, daß Lie- 
genschaftsämter (früher Grundbuch- und Kata- 
sterämter) Grundstückskaufverträge beglaubi- 
gen durften, obwohl Ostberlin Teil des Vier- 
Mächte -Gebietes war? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Die Justizverwaltung der damaligen sowjetischen Besatzungszone erließ 
am 20. Juni 1947 eine Verordnung über die Zuständigkeit der Rechtspfle- 
ger (Zentralverordnungsblatt 1947, S. 78). Nach dieser Verordnung wur- 
den dem Rechtspfleger umfangreiche richterliche Befugnisse übertragen, 
so z. B. auch die Beurkundung von Rechtsgeschäften mit gewissen Ein- 
schränkungen. Nach Gründung der DDR erließ dann auch der Magistrat 
von Groß-Berlin am 18, August 1950 eine Verordnung über die Zuständig- 
keit der Rechtspfleger, die u. a. umfangreiche Angelegenheiten der Frei- 
willigen Gerichtsbarkeit einschließlich Grundbuchsachen dem Rechts- 
pfleger übertrug, so z. B. auch die Beurkundung von Rechtsgeschäften 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin 1950, Teil I, Nr. 42, S. 241). Im Jahre 
1952 wurden die bisherigen Zuständigkeiten der Amtsgerichte in der DDR 
verändert. Es fand eine Übertragung von Angelegenheiten der Freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit auf andere staatliche Stellen statt. Dazu erließ dann 
auch der Magistrat von Ostberlin spezielle Vorschriften, so z, B. die Ver- 
ordnung über die Übertragung der Angelegenheiten der Freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit vom 19. März 1953 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 1953, 
Teil I, Nr. 15, S. 99). Nach § 7 Abs, 1 dieser Verordnung wurden das Stadt- 
kataster und die Räte der Stadtbezirke u. a. für die Entgegennahme der 
Auflassung und die Beurkundungen und Beglaubigungen zuständig, die 
bisher von den Grundbuchämtern vorgenommen werden konnten. Nach 
§ 7 Abs. 2 der genannten Verordnung blieb die Zuständigkeit des Staat- 
lichen Notariats und der Notare für die Beurkundung und die Beglaubi- 
gung in Grundstücksangelegenheiten unberührt. Es blieb also im Ergeb- 
nis bei der Doppelzuständigkeit für die Beurkundung von Grundstücks- 
kaufverträgen. Im Ergebnis beruht somit die Beurkundungstätigkeit der 
Liegenschaftsdienste im Ostteil Berlins auf einer Sondervorschrift des 
Magistrats von (Groß-) Berlin. Die Frage der Vereinbarkeit einer solchen 
Regelung mit dem Vier-Mächte-Status stellt sich daher nicht. 


25. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
alle Verordnungen und Gesetze, die in der DDR 
den Liegenschaftsämtem ein Beglaubigungs- 
recht für Grundstückskaufverträge einräumten, 
vor der Einführung der DDR- Grundstücksdoku- 
mentationsordnung vom 20. November 1975 im 
Widerspruch zum § 313 des bis 1975 gültigen Bür- 
gerlichen Gesetzbuches der DDR standen, wo- 
nach ein Vertrag, mit dem das Eigentum an einem 
Grundstück übertragen wurde, der notariellen 
Beurkundung bedurfte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Nein. Nach § 313 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum Inkrafttre- 
ten des Zivilgesetzbuches und der Grundstücksdokumentationsordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik am 1. Januar 1976 geltenden 
Fassung unterlagen auch in der ehemaligen DDR Grundstückskaufver- 
träge - wie in den alten Bundesländern - der gerichtlichen oder notariel- 
len Beurkundung. Für die gerichtliche Beurkundung waren nach dem sei- 
nerzeit geltenden § 167 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit die Amtsgerichte zuständig, die im Rahmen der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit gleichzeitig auch das Grundbuch zu führen 
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hatten, § 1 der Grundbuchordnung. Ein Grundstückskaufvertrag konnte 
deshalb bei Inkrafttreten der Verordnung über die Übertragung der Ange- 
legenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit des Magistrats von Groß- 
Berlin vom 19. März 1953 durch die Grunddbuchämter beurkundet wer- 
den. Diese Zuständigkeit ist durch die Verordnung auf die Liegenschafts- 
dienste im Ostteil Berhns übertragen worden. 


26. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die am 
20. Juni 1974 nur für das Gebiet der damahgen 
SBZ herausgegebene „Verordnung über die Zu- 
ständigkeit der Rechtspflege" in § 12 Abs. E/1 
neben den zuständigen Notaren auch den Grund- 
buch- und Katasterämtern gestattete, in der SBZ - 
ausdrücklich ohne Berlin - Grundstücksverträge 
zu beglaubigen, daß aber für das separate Vier- 
Mächte-Gebiet von Groß-Berlin (einschließlich 
Ostberlin) zu der damaligen Zeit keine entspre- 
chende Rechtspflegeverordnung existierte, so 
daß dort weiterhin nur Notare entsprechende 
Kaufverträge beglaubigen durften? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Ich nehme Bezug auf meine Antworten auf die Fragen 24 und 25, aus wel- 
chen sich ergibt, daß für den Ostteil Berlins eine der Rechtspflegeverord- 
nung inhaltlich entsprechende Sondervorschrift erlassen worden ist. Diese 
erlaubte auch den Stellen des Liegenschaftsdienstes die Vornahme von 
Beurkundungen. 


27. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffasssung, daß die 
in der vorigen Frage genannte Verordnung, mit 
dem darin beschriebenen Beglaubigungsrecht 
für Grundbuch- und Katasterämter, als Gesetzes- 
vorläufer des § 7 Abs. 1, der „DDR- Verordnung 
über die Übertragung der Angelegenheiten der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit" vom 15. Oktober 
1952 heranzuziehen ist, daß aber durch das Feh- 
len einer entsprechend formuherten Gesetzes- 
grundlage für Groß-Berlin (einschließlich Ostber- 
lin) demzufoge nur die staatlichen Notare Grund- 
stückskaufverträge so lange alleine beglaubigen 
durften, bis 1975 die neue Grundstücksdokumen- 
tationsordnung in Kraft getreten ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. August 1993 

Auf die Beantwortung der Fragen 24 bis 26 wird Bezug genommen. 


28. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß immer 
mehr verschuldeten Haushalten aufgrund von 
Lohnpfändungen oder aus anderen Gründen das 
Girokonto gekündigt wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 6. August 1993 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Kündigungen von Girokonten 
aufgrund von Lohnpfändungen oder aus anderen Gründen zugenommen 
haben. Dies schließt freilich nicht aus, daß in Einzelfällen aus den genann- 
ten Gründen gekündigt wird. 


29. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung diese Hand- 
habe mit Blick auf die Folgen für die betroffenen 
Verbraucher, die aufgrund der vorliegenden ne- 
gativen Schufa-Auskünfte meist kein neues 
Konto mehr eröffnen können, welches aber un- 
verzichtbar für den heutzutage bargeldlosen 
Zahlungsverkehr ist und außerdem bei der Aus- 
zahlung von Lohn und Gehalt ein unumgängli- 
ches Muß dar stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 6. August 1993 

Die Bedeutung eines Girokontos für den Bürger steht außer Frage. Nach 
geltendem Recht kann allerdings nicht jegliche Eröffnung eines Girokon- 
tos verweigert werden. Gemäß § 8 des Gesetzes über das Postwesen ist 
jedermann zur Inanspruchnahme der Einrichtungen des Postwesens be- 
rechtigt. Dazu gehört nach § 1 Nr. 3 des Postgesetzes auch der Postgiro- 
dienst. Überdies erscheint es schwer vorstellbar, daß alle im pnzelfall in 
Frage kommenden Kreditinstitute einen Antrag auf Eröffnung eines Giro- 
kontos ablehnen, soweit das Konto ausschließlich auf Guthabenbasis ge- 
führt wird. 


30. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzesini- 
tiative zu unterstützen, die die Einrichtung eines 
Rechtsanspruchs auf Führung eines Girokontos 
auf Guthabenbasis gewährleistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 6. August 1993 

Die Bundesregierung vermag eine solche Initiative nicht zu unterstützen. 
Unter Berücksichtigung der oben dargelegten Möglichkeiten wäre ein 
Kontrahierungszwang für alle Kreditinstitute ein übermäßiger Eingriff in 
die Vertragsfreiheit. 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß Bund 

Dr. Hans und alte Länder zur Stabilisierung der bisher er- 
de With reichten Aufbauleistung für eine rechtsstaatliche 

(SPD) Justiz in den neuen Ländern weiter Unterstüt- 

zung gewähren sollten? 
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Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 11. August 1993 

Die 64, Konferenz der Justizministerinnen und -minister vom 22, bis 24. 
Juni 1993 in Dresden hat zu dieser Frage u. a. folgenden Beschluß gefaßt: 
„Um die erreichte Aufbauleistung nicht zu gefährden, ist die Unterstüt- 
zung durch die alten Länder und den Bund bis auf weiteres unentbehr- 
lich". Die Konferenz der Justizministerinnen und -minister hat hierzu er- 
gänzend eine Reihe weiterer Forderungen aufgestellt, die sich im wesent- 
lichen an die alten Länder richten. 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1991 bis 1993 durch erhebliche 
finanzielle Aufwendungen ihrerseits den Aufbau der Rechtspflege in den 
neuen Ländern finanziell unterstützt. Diese Unterstützungsleistungen 
waren als „Anschubfinanzierung" gedacht, die in zeitlich begrenztem 
Rahmen helfen sollten, die größten finanziellen und personellen Engpässe 
am Beginn des Aufbaus einer rechtsstaatlichen Justiz in den neuen Län- 
dern zu überbrücken. Die Bundesregierung ist allerdings im Gegensatz zu 
den Justizministerinnen und -ministem der Auffassung, daß eine weitere 
finanzielle Unterstützung des Bundes nach dem Ende der „ Anschub finan- 
zierung" im bisherigen Umfang nicht mehr geboten ist (s. auch die Ant- 
wort auf Frage 32), zumal den neuen Ländern im Rahmen des Föderalen 
Konsolidierungsprogramms zusätzliche Mittel für die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben bereitgestellt werden. 


32. Abgeordneter 

Dr. Hans 
de With 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die beabsichtigte 
Reduzierung der Personalkostenzuschüsse von 
107 Mio. DM auf 15 Mio. DM bei der Abordnung 
von Justizbediensteten in die neuen Länder zur 
weiteren Unterstützung der bisherigen Aufbau- 
leistung zu streichen? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 11. August 1993 

Die Personalhilfe für die neuen Länder ist bereits mit der Vereinigung be- 
gonnen und in den nachfolgenden Jahren erhebhch ausgeweitet worden. 
Für Personalhilfe im Justizbereich wurden 1991 117,4 Mio. DM, 1992 
104,5 Mio. DM und 1993 107.5 Mio. DM veranschlagt. Bei der seinerzeiti- 
gen Veranschlagung der entsprechenden Mittel wurde davon ausgegan- 
gen, daß die Unterstützung des Bundes eine „ Anschub finanzierung" sei 
und eine Hilfe des Bundes über das Jahr 1993 hinaus nicht notwendig sein 
werde. Hierbei spielte auch die Überlegung eine Rolle, daß es sich bei den 
vom Bund mitfinanzierten Personalhilfen um originäre Aufgaben der Län- 
der handelt. 

Die Personalkostenzuschüsse des Bundes werden auf der Grundlage von 
Verwaltungs Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Ländern ge- 
zahlt, die Ende 1993 auslaufen. Eine Weiterführung der Personalhilfe im 
bisherigen Umfang scheitert an der Haushaltstage des Bundes. 

Die politische Entwicklung hat allerdings gezeigt, daß eine Fortsetzung 
der Hüfeleistung für das Jahr 1994 zumindest in Teilbereichen noch not- 
wendig ist. Bei den Grundbuchämtern besteht nach wie vor eine beson- 
dere Problemlage. Die Antragsrückstände bei den Grundbuchämtern in 
den neuen Ländern werden zur Zeit auf ca. 520000 (Stand: Ende Juni 
1992) geschätzt. Trotz erheblich erhöhter Erledigungszahlen steigt die 
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Zahl der Anträge noch. Für die Zukunft ist damit zu rechnen, daß weitere 
Belastungen auf die Grundbuchämter zukommen. Dies liegt nicht zuletzt 
daran, daß der Erledigungsstau bei den Ämtern zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen sich allmählich auflöst und die Rückübertragungen von 
Eigentum im Grundbuch nachvollzogen werden müssen. 

Gegenwärtig sind ca. 200 abgeordnete Rechtspfleger in den Grundbuch- 
ämtern der neuen Länder tätig. Um einen raschen, endgültigen Abbau der 
Rückstände zu erreichen, müssen die Rechtspfleger dort gehalten werden. 
Außerdem soll ein finanzieller Anreiz in den neuen und alten Bundeslän- 
dern dafür geschaffen werden, abgeordnete, neue eingestellte oder ver- 
setzte Rechtspfleger in den Grundbuchämtern zu beschäftigen. 

ln den Nachtragshaushalt 1993 des Einzelplans 07 wurde eine Verpflich- 
tungsermächtigung in Höhe vom 15 Mio. DM, fällig im Jahre 1994, für die 
Aufbauhilfe aufgenommen. Ein entsprechender Ansatz wurde in den Re- 
gierungsentwurf des Bundeshaushalts 1994 auf genommen. Mit diesen 
Mitteln soll der Einsatz von Rechtspflegern in den Grundbuchämtern der 
neuen Länder gefördert werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


33. Abgeordneter Ist es auch die Auffassung des Bundesministers 

Eike der Finanzen, daß es sich bei der Privatfinanzie- 

Ebert rung von Investitionen, z. B. nach dem Konzes- 

(SPD) sionsmodell, durch Leasing oder durch andere 

Formen der Vorfinanzierung, um eine verdeckte 
Kreditaufnahme handelt (vgl. z. B. „DER SPIE- 
GEL" - Interview des Bundesministers für Ver- 
kehr in Nummer 29, S. 38)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 12. August 1993 

Das Wort „Privatfinanzierung" in Ihrer Fragestellung weist darauf hin, daß 
es sich bei Finanzierungen nach dem Konzessionsmodell oder durch Lea- 
sing bzw. Miete nicht um eine öffentliche, sondern um eine private Kredit- 
finanzierung handelt. Soweit sich daraus Belastungen des Bundeshaus- 
halts ergeben, sind sie im Haushalt offen ausgewiesen. Verdeckte Kredit- 
aufnahmen hegen hier nicht vor. 

Private Finanzierungsformen zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben können 
nur in Betracht kommen, wenn dies im Einzelfall wirtschaftlich ist. Dabei 
darf allerdings die gesamtwirtschaftlich vertretbare Kreditmarktbean- 
spruchung durch öffentliche und private Kreditformen nicht überschritten 
werden. Denn der Kapitalmarkt wird durch eine private Kreditfinanzie- 
rung grundsätzhch in gleicher Weise belastet wie durch eine öffentliche. 


34. Abgeordneter Wie hoch wären die Erhöhungen der Nettokredit- 

Eike aufnahmen in den einzelnen Jahren des gelten- 

Ebert den mittelfristigen Finanzplans, die der Bund vor- 

(SPD) nehmen müßte, um derartige verdeckte Kredit- 

aufnahmen über den Bundeshaushalt zu finan- 
zieren? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr, Peter Klemm 
vom 12. August 1993 

Verträge mit Finanzierungselementen wie Leasing, Kauf mit Zahlungsziel 
oder Miete sind seit langem in der öffentlichen Verwaltung gebräuchlich. 
Sie haben jedoch kein gesamtwirtschaftlich relevantes Volumen erreicht. 
Eine genaue Quantifizierung ist aus diesem Grunde und wegen des damit 
verbundenen hohen Verwaltungsaufwandes bisher nicht erfolgt. 


35. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Die Zweite Richtlinie des Rates vom 15. Dezem- 
ber 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und 
zur Änderung der Richtlinien 77/780/EWG, 
89/646/EWG - und die Richtlinie des Rates vom 
17. April 1989 über die Eigenmittel von Kreditin- 
stituten - 89/299/EWG - wurden durch die 4. 
KWG-Novelle zum 1. Januar 1993 umgesetzt; wie 
funktioniert die Heimatlandkontrolle der Banken 
in der Praxis? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 9. August 1993 

Um eine reibungslose Durchführung der Heimatlandkontrolle in der Auf- 
sichtsarbeit sicherzustellen, hat das hierfür im Rahmen der ihm obliegen- 
den Aufsicht über die in Deutschland tätigen Kreditinstitute zuständige 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen in den vergangenen zwei Jahren 
mit den zuständigen Aufsichtsbehörden anderer EG-Mitgliedstaaten 
„Gemeinsame Standpunkte" (Memoranda of Understanding) erarbeitet. 
Diese enthalten Vereinbarungen zur Durchführung der in der Zweiten 
Richtlinie des Rates vom 15. Dezember 1989 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung der Richtlinie 
77/780/EWG (Zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie) niedergeleg- 
ten Verfahren, insbesondere zu den Anzeigeverfahren bezüglich der Er- 
richtung einer Zweigstelle im Hoheitsgebiet eines anderen EG-Mitglied- 
staates und zur Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs. 

Von deutscher Seite sind derartige bilaterale Vereinbarungen bisher mit 
den Aufsichtsbehörden von Frankreich, Griechenland, Luxemburg, Spa- 
nien, Italien, Dänemark und Belgien unterzeichnet worden; die restlichen 
Kooperationsverhandlungen werden wahrscheinlich in nächster Zukunft 
abgeschlossen werden. 

Die praktischen Erfahrungen bei der Zusammenarbeit mit den ausländi- 
schen Bankaufsichtsbehörden im Rahmen der Heimatland-ZGastland- 
kontrolle sind positiv; die Abgrenzung der Zuständigkeit von Heimat- 
land-/Gastlandaufsicht hat keine Schwierigkeiten bereitet. Dies betrifft 
sowohl die vor dem 1. Januar 1993 als auch die nach diesem Datum errich- 
teten Zweigstellen. Der in den Gemeinsamen Standpunkten vereinbarte 
Informationsaustausch zu Fragen, die Interessen von Heimatland- und 
Gastlandaufsicht berühren, funktioniert gut. 

Bei der Errichtung von Zweigstellen in denjenigen EG-Mitgliestaaten, die 
bisher eher restriktiv bei der Zulassung von ausländischen Zweigstellen 
waren, haben sich für die deutschen Kreditinstitute Erleichterungen erge- 
ben. Für den Zutritt europäischer Kreditinstitute nach Deutschland durch 
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Errichtung von Zweigstellen ist es zu keinen wesentlichen Änderungen 
gekommen, da die deutsche Zulassungspraxis schon immer äußerst liberal 
war. Seit dem 1. Januar 1993 wurden dem Bundesaufsichtsamt für das Kre- 
ditwesen von deutschen Kreditinstituten bisher 

1 1 Anzeigen zur Errichtung einer Zweigstelle in einem anderen Mit- 
ghedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 

58 Anzeigen zur Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs einge- 
reicht. 

Von europäischen Kreditinstituten wurden von den jeweils zuständigen 
Bankaufsichtsbehörden bisher 

4 Anzeigen zur Errichtung einer Zweigstelle in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 

9 Anzeigen zur Ausübung des freien Dienstleitungsverkehrs an das 
Bundesaufsichtsamt weitergeleitet. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um dem im Bürgerlichen Gesetzbuch aus- 
geprägten Minderjährigenschutz Jugendlicher 
auch gegenüber Geldinstituten faktische Wirk- 
samkeit zu verschaffen, die nach Feststellungen 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
laut Pressemeldungen zunehmend dazu über- 
gangen sind. Jugendliche zu Geschäften zu drän- 
gen, für deren Abschluß diese nicht die erforderli- 
che Handlungsfähigkeit besitzen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 12. August 1993 

Nach den ihr vorliegenden Erkenntnisssen kann die Bundesregierung 
nicht bestätigen, daß der im Bürgerlichen Gesetzbuch ausgeprägte Min- 
derjährigenschutz bei Bankgeschäften mit Jugendlichen faktisch nicht 
wirksam ist. 

Das für die Aufsicht über die in Deutschland tätigen Kreditinstitute zustän- 
dige Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat jedoch im Hinblick auf 
verschiedene Presseberichte zu diesem Thema die im Zentralen Kredit- 
ausschuß zusammengeschlossenen Verbände der Kreditwirtschaft auf die 
zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften hingewiesen und um Auskunft 
gebeten, inwieweit sich bei den angeschlossenen Instituten die Praxis 
feststellen läßt, mit Minderjährigen Bankgeschäfte unter Außerachtlas- 
sung der zivilrechtlichen Schutzvorschriften abzuschließen. Nach Ein- 
gang der noch ausstehenden Stellungnahme wird das Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen prüfen, ob und in welchem Umfang ein weiteres 
bankaufsichtliches Einschreiten geboten ist. Sofern dies der Fall sein 
sollte, wird das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen diesen Entwick- 
lungen im Rahmen der ihm zur Verfügung stehenden Befugnisse entge- 
genwirken. 

Die Bundesregierung wird die weitere Entwicklung im Auge behalten. 


36, Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Welche Regulierungsfälle aller Art als Folge des 
Flugunglücks beim Flugtag von Ramstein sind 
noch offen, und um welche Sachverhalte handelt 
es sich dabei im einzelnen (vollständige Einzel- 
aufhstung)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 10. August 1993 

Aufgrund des Flugunglücks am Flugtag in Ramstein, bei dem 67 Personen 
getötet und 388 Personen verletzt wurden, sind 1 529 Entschädigungsan- 
träge, einschließlich von Forderungserwerbern, gestellt worden. Über 28 
Anträge konnte noch nicht abschließend entschieden werden. Eine voll- 
ständige Einzelauflistung der noch offenen Regulierungsfälle ist aus da- 
tenschutzrechtlichen Gründen (§ 16BDSG) nicht möglich. 

Bei den noch offenen Fällen handelt es sich um 20 Anträge von ausländi- 
schen Staatsangehörigen mit Wohnsitz im Ausland, davon drei Anträge 
von Verletzten wegen Verdienstausfall und Schmerzensgeld und im übri- 
gen um Anträge von Hinterbliebenen bzw. Forderungserwerbern wegen 
Unterhaltsschäden aus vier Todesfällen. Die Antragsteller haben ihre An- 
sprüche bisher nicht oder nur teilweise spezifiziert, beziffert und durch 
Belege nachgewiesen. Soweit Schadensnachweise vorhegen, sind Vor- 
auszahlungen geleistet worden. 

Bei den weiteren acht noch nicht abgeschlossenen Verfahren ist in vier 
Fällen noch über einen Teilbetrag des im wesentlichen durch Vorauszah- 
lungen ausgeghchehen Schmerzengeldes zu befinden. In einem Falle hat 
eine anwaltlich vertretene Witwe, deren getöteter Ehemann beruflich 
selbständig war, ihren Unterhaltsschaden bisher nur zum Teil beziffert. In 
einem anderen Schadensfall steht der Nachweis eines Teils des geltend 
gemachten Verdienstausfalls noch aus. Zwei Anträge beziehen sich auf 
Forderungsübergänge. 

In zwei von der Entschädigungsbehörde entschiedenen Fällen sind 
Rechtsstreite anhägig, in einem Falle wegen der Höhe des Verdienstaus- 
falls und in dem anderen Falle wegen einer über das bewilligte Schmer- 
zensgeld hinaus geforderten Schmerzensgeldrente. 

Die Schadensregulierung ist danach mit Ausnahme der künftig noch ent- 
stehenden Schäden im wesentlichen abgeschlossen. 


38. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten der Rückführung - z. B. 
auch auf diplomatischem Wege - in die Kasse der 
Treuhand bzw. in die Bundeskasse sieht die Bun- 
desregierung für die Gelder, die die indische In- 
dustriellenfamilie Dalmia und der Schweizer In- 
dustrielle Herbert Kupelwieser offensichtlich im 
Wege des Subventionsbetruges von der Treu- 
hand erlangt hatten (vgl. Wirtschaftswoche Nr. 29 
vom 16. Juli 1993, S. 14 f.)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 9. August 1993 

Die Thüringische Faser AG, Schwarza, wurde mit Wirkung zum 1. Novem- 
ber 1991 von der Treuhandanstalt an ein Unternehmen der indischen 
Dalmia-Gruppe veräußert. Die Baumaschinen Welzow GmbH wurde am 
23. Juh 1992 an die General Trust Company, Zürich, veräußert. 

Wie bekannt wurde, hat der Vorstand der Thüringischen Faser AG im 
2. Halbjahr 1992 in fünf Etappen insgesamt 9 Mio. DM Festgelder bei der 
Bank of Commerce, Kuala Lumpur, angelegt. Bei der Baumaschinen Wel- 
zow GmbH hat der Käufer durch Aufspaltung des Unternehmens in eine 
Besitz- und eine Produktionsgesellschaft der Produktionsgesellschaft 
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Liquidität vorenthalten. Diese Gelder stehen nicht der Treuhandanstalt 
bzw. der Bundeskasse zu. Es ist allein Aufgabe der Unternehmen bzw. des 
Sequesters der Thüringischen Faser AG, geeignete Schritte zur Rücker- 
langung der Beträge zu unternehmen. Die Treuhandanstalt leistet hierbei 
Hüfestellung. 

Was den angesprochenen möglichen Subventionsbetrug aus der Inan- 
spruchnahme von Investitionszulagen und/oder Investitionzuschüssen 
anbelangt, liegen der Bundesregierung keine Informationen vor, zumal 
für die Bewüligung und eine etwaige Rückforderung die jeweiligen Lan- 
desbehörden zuständig sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


39. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


In welchem Umfang haben deutsche Unterneh- 
men seit der Öffnung der Grenzen Investitionen 
in die Staaten Mittel- und Osteuropas verlagert, 
und wie viele Arbeitsplätze sind dabei inzwi- 
schen in diese Ländern verlagert oder dort durch 
deutsche Investoren neu geschaffen worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 11. August 1993 


Deutsche Unternehmen haben seit Öffnung der Grenzen im Jahre 1989 
Investitionen in Höhe von insgesamt rd. 3,5 Mrd. DM in den Ländern Mit- 
tel- und Osteuropas einschl der ehemaligen Sowjetunion getätigt. Nach 
der Transferstatistik stiegen die Nettoftransferleistungen (Bruttoanlagen 
abzüglich Rückflüsse) von 103 Mio. DM im Jahre 1989 auf 1,605 Mrd. DM 
im Jahre 1992. Dies entspricht einer Steigerung von rd. 1500%. Bedeu- 
tendste Anlageländer waren Ungarn und die Tschechoslowakei (siehe 
Anlage 1 *). 

Die Bestandsstatistik der Deutschen Bundesbank weist Ende 1991 deut- 
sche Direktinvestitionen in den MOE-Ländern in Höhe von rd. 1,6 Mrd. 
DM aus. Die Anzahl der Unternehmen mit deutscher Beteiligung erhöhte 
sich von 1989 bis 1991 von rd. 60 auf 278, wobei sich die Beschäftigtenzahl 
in diesen Unternehmen verzehnfachte und auf rd. 60000 anstieg (siehe 
Anlage 2 ^ ) . 


Die zur Verfügung stehenden Statistiken geben keinen Aufschluß dar- 
über, inwieweit die Investitionen in Mittel- und Osteuropa durch Verlage- 
rungen von Unternehmen und Betrieben aus der Bundesrepublik 
Deutschland bewirkt wurden. 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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40. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
den deutschen Binnenmarkt für Einfuhren aus 
den Staaten Mittel- und Osteuropas geöffnet, und 
wie unterscheidet sich diese Marktöffnung von 
der Öffnungspolitik der Europäischen Gemein- 
schaft, die die Bundesregierung deswegen am 
Europäischen Gerichtshof verklagt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 11. August 1993 


Die Europäische Gemeinschaft hat mit Polen, Ungarn, Bulgarien, Rumä- 
nien, der Tschechischen und der Slowakischen Republik Assoziierungs- 
abkommen geschlossen, aufgrund deren die Zölle für einen Großteil der 
Waren schrittweise abgebaut und die mengenmäßigen Beschränkungen 
abgeschafft werden. Diese Marktöffnung gilt unterschiedslos für alle Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft. 

Die Auseinandersetzungen in der EG über Marktöffnungsmaßnahmen 
Deutschlands und auch anderer Mitgliedstaaten mit Rücksicht auf die 
Vollendung des Binnenmarktes am 1. Januar 1993 betreffen nicht die ge- 
nannten Staaten Mittel- und Osteuropas. 


4 1 . Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Besteht nach Auffasssung der Bundesregierung 
das Begehren des Deutschen Bestattungsgewer- 
bes e. V. zu Recht, in die Rolle A zur Handwerks- 
ordnung aufgenommen zu werden, und wird sie 
dieses Begehren bei der anstehenden Novellie- 
rung der Handwerdsordnung berücksichtigen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 9. August 1993 


Es ist ein im Bundesministerium für Wirtschaft seit langem bekanntes An- 
liegen der Bestatter, daß ihre Tätigkeit unter den Vorbehalt einer Berufs- 
zulassungsregelung gestellt und als Handwerk in die Anlage A zur Hand- 
werksordnung (HwO) auf genommen wird. 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen ist die Einführung einer solchen Be- 
ruf szulassungsregelung als Eingriff in die durch Artikel 12 GG geschützte 
Freiheit der Berufswahl nur zulässig, wenn befürchtete Gefahren mit ein- 
facheren Mitteln nicht wirksam bekämpft werden können. Als derartiges 
Mittel steht die Unter sagungsvor Schrift des § 35 GewO zur Verfügung. 
Diese Vorschrift ist im Jahre 1974 gerade deswegen schärfer gefaßt wor- 
den, um die von der Öffentlichkeit wie auch von interessierten Berufskrei- 
sen immer wieder erhobenen Forderungen nach Berufszulassungsrege- 
lungen einzudämmen. 

Die Aufnahme des Bestattungsgewerbes, eines Gewerbes, das keinen 
Berufszulassungsregelungen unterliegt, als Handwerk mit dem Erforder- 
nis der Meisterprüfung könnte im übrigen nur durch den Gesetzgeber im 
Wege einer Änderung der Handwerksordnung erfolgen. Dabei sollten die 
genannten verfassungsrechtlichen Gesichtspunkte beachtet werden. 
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Das Bundesministerium für Wirtschaft, die Handwerksorganisation und 
die gesetzgebenden Körperschaften gehen davon aus, daß die HwO in der 
laufenden Legislaturperiode novelliert wird. Eine Arbeitsgruppe aus Ab- 
geordneten der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD erörtert 
derzeit Vorschläge für eine Gesetzesinitiative aus der Mitte des Deutschen 
Bundestages. Dabei wird auch geprüft, ob und ggf. wie die Anlagen A und 
B zur Handwerksordnung neu strukturiert werden sollen. 

Der Zentral verband des Deutschen Handwerks hat u. a. vorgeschlagen, 
das Bestattungsgewerbe in die Anlage A aufzunehmen. Diesem Antrag ist 
von anderen Handwerken und Berufen sowie einem bedeutenden Fach- 
verband der Bestatter widersprochen worden, u. a. mit der Begündung, 
die Bestattungsunternehmen seien ganz überwiegend im Dienstleistungs- 
bereich und nicht handwerksmäßig tätig und dürften daher nicht dem 
Handwerk sondern dem kaufmännischen Dienstleistungssektor zugeord- 
net werden. 

Es bleibt abzuwarten, wie die Arbeitsgruppe der Fraktionen die Frage 
einer Neustukturierung der Anlagen A und B und konkrete Vorschläge, 
wie etwa den Vorschlag des ZDH zur Aufnahme des Bestattungsgewerbes 
als Handwerk, beurteilt, und welche Entscheidung letztlich der Deutsche 
Bundestag trifft. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Welcher Bundesminister hat die Bundesregie- 
rung bei der Beratung des „Vorschlags für eine 
Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für Aprikosenpülpe mit Ursprung in der Türkei 
(1993/1994) [KOM-Nr. (93) 222 endg., Rats-Dok.- 
Nr. 6832/93 25.5.93. (2.6.) 19.5.93]" vertreten, 
und was ist Aprikosenpülpe? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 6. August 1993 

1. Die EG -Ratsgruppe „Mittelmeerländer" hat den o. g. Kommissionsvor- 
schlag am 25. Mai 1993 beraten und dem Vorschlag mit einigen techni- 
schen Änderungen zugestimmt. Die deutsche Delegation bestand aus 
je einem Vertreter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Europäischen Gemeinschaften und des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Der VO- Vorschlag wurde am 25. Juni 1993 als A-Punkt auf der 1675. 
Tagung des Rates der Europäischen Gemeinschaft (Energie) verab- 
schiedet. Die entsprechende EG -Ratsverordnung ist seit dem 1. JuH 
1993 in Kraft (veröffentlicht im Amtsblatt der EG Nr. L 159 vom 1. Juli 
1993). 


22 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5557 


Durch die Rats Verordnung wird der Türkei für die Einfuhr von Apriko- 
senpülpe in die EG ein Gemeinschaftszollkontingent zum Zollsatz Null 
in Höhe von 90 Tonnen für den Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis 30. Juni 
1994 eingeräumt. Die Europäische Gemeinschaft kommt damit ihren 
vertraglichen Verpflichtungen gegenüber der Türkei aus dem Assozi- 
ierungsabkommen nach, gemäß dem jährlich ein Gemeinschaftszoll- 
kontingent in dieser Höhe und zu diesem Zollsatz zu eröffnen ist. 

2. Unter Fruchtpülpe (Pülpe) ist nach lebensmittelrechtlicher Definiton 
der eßbare, gegebenenfalls in Stücke geteilte oder zerkleinerte Teil der 
ganzen, geschälten oder entkernten Frucht, der nicht zu Mark zerklei- 
nert ist, zu verstehen (Definiton nach der Richtlinie des Rates 
79/693/EWG vom 24. Juli 1979 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Konfitüren, Gelees, Marmeladen und Maro- 
nenkrem, zuletzt geändert durch RL 88/553/EWG. 


43. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß es beim praktischen Einsatz von 
Rapsölmethylester (RME) in Diesel-Kfz aufgrund 
der unterschiedlichen RME-Qualitäten zu Pro- 
blemen kommt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 10. August 1993 

Nein. Probleme beim praktischen Einsatz von Rapsölmethylester (RME) in 
Dieselfahrzeugen, aufgrund unterschiedlicher RME-Qualitäten, sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Schwierigkeiten können durch RME- 
unverträgliche Leitungs- und Dichtungsmaterialien entstehen. Ein Ersatz 
durch RME-feste Stoffe ist aber zu geringen Kosten möglich. In Einzelfäl- 
len verursachte eine Entmischung des Kraftstoffes in Vorratsbehältern, 
z. B. der Tankstelle, technische Probleme, die aber lösbar erscheinen. 


44. Abgeordneter Falls ja, ist die Bundesregierung zur Veranlas- 

Herbert sung einer DIN-Normierung von RME bereit? 

Frankenhauser 
(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 10. August 1993 

Die Bundesregierung setzt sich gleichwohl für eine Normung von Rapsöl- 
methylester auf EG-Ebene ein, da diese Voraussetzung für eine Garantie- 
übernahme durch Kraftfahrzeug- und Motorenhersteller ist. Ein diesbe- 
züglicher Vorschlag der EG -Kommission liegt vor; dessen baldige Umset- 
zung wird von der Bundesregierung unterstützt. Im übrigen befassen sich 
auch die nationalen DIN- Ausschüsse mit der Normung von Pflanzenöl- 
methylestern. 


45. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Investitonsbeihilfen aus Bundes- und EG- 
Programmen hat die Sachsenmilch GmbH bereits 
für die Errichtung einer Molkerei in Leppersdorf 
erhalten, und welche Konsequenzen in bezug auf 
diese Fördermittel - wie Rückzahlungsverpflich- 
tungen der Sachsenmilch GmbH - ergeben sich 
aus dem jetzt verfügten Baustopp? 
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46. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wurden seitens der Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang bereits Rückzahlungsforderun- 
gen oder andere Verpflichtungen an die Sachsen- 
milch GmbH gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 4. August 1993 


Die Sachsenmilch AG hat für die Errichtung einer Molkerei in Leppersdorf 
aus Mitteln der EG, der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" sowie aus Mitteln des Bundes Investi- 
tionsbeihilfen in Höhe von insgesamt 76,1 Mio. DM erhalten. Wegen des 
eingeleiteten Verfahrens zur Gesamtvollstreckung über das Vermögen 
der Sachsenmilch AG ist über die Rückforderung der Investitionsbeihilfen 
zu entscheiden. 


Das Sächsische Staatsministerium für Landwirtschaft, Ernährung und For- 
sten hat bezüglich der bewilligten Mittel der EG und der Gemeinschafts- 
aufgabe die zugrundeliegenden Bewilligungsbescheide widerrufen und 
die gezahlten Investitionsbeihüfen zurückgefordert. 


Bezüglich der aus Bundesmitteln gezahlten Beihilfe ist der Sequester der 
Sachsenmilch AG aufgefordert worden, über den weiteren Gang des Ver- 
fahrens zu berichten, damit die Interessen des Bundes gewahrt werden 
können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


47. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwir- 
ken, daß der Beschluß der Koalition im Haushalts- 
ausschuß bezüglich der im Haushalt der Bundes- 
anstalt für Arbeit veranschlagten Investitionen 
für dieses und die folgenden Jahre 

„In der mittelfristigen Planung der Baumaß- 
nahmen verbleibt es ... dabei, daß ... Neu- 
oder Ersatz- oder Erweiterungsbauten, die 
noch nicht tatsächlich begonnen sind, nicht 
mehr weiter geplant werden. Begonnene Maß- 
nahmen, soweit sie unter wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten fortgeführt werden müssen, 
sind zeitlich zu strecken. " 

Quelle: A-Drs. 12/1418 

möghchst bald revidiert wird, weil er in direktem 
Widerspruch zu ihrer Politik steht, nämlich dem 
Beschluß der Bundesregierung vom 29. Juni 1993 
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„3. Politik für Wachstum und Beschäftigung 
Sparen allein wird den gesamtwirtschafthchen 
Herausforderungen nicht gerecht. Deshalb 
wird das Spar- und Konsolidierungsprogramm 
ergänzt durch ein Paket wachstumsbeleben- 
def Maßnahmen: 

- Öffentliche Investitionen sollen so weit wie 
möglich vorgezogen werden. " 

Quelle: „Wachstum stärken, Standort 

Deutschland sichern, Staatsfinanzen konsoh- 
dieren"? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 9. August 1993 

Im gemeinsamen Papier des Bundesministers der Finanzen, des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung vom 29. Juni 1993 wird festgestellt, daß die Wirtschafts- und Finanz- 
politik der Bundesregierung darauf gerichtet ist, die Wachstumskräfte der 
Wirtschaft durch mittelfristige Konsolidierung der Staatsfinanzen und 
durch die Sicherung des Standortes Deutschland zu stärken. Damit ist fest- 
gehalten, daß die Konsolidierung der Finanzen das wesenthche wachs- 
tumspolitische Element in diesem Programm darstellt. Weitere 
wachstumsfördernde Maßnahmen sind nur insoweit zu ergreifen, als sie 
mit dem Konsolidierungsziel nicht kolhdieren. Das gilt auch für das Vor- 
ziehen öffentlicher Investitionen. Daraus folgt, daß ein solches Vorziehen 
insbesondere nicht zu zusätzhchen Haushaltsbelastungen führen darf. 
Diese Intention wird auch durch die im Kabinettbeschluß vom 13. Juli 1993 
enthaltene Bekräftigung des Ausgabenmoratoriums unterstrichen. 

Angesichts der kritischen Situation des Haushaltes der Bundesanstalt für 
Arbeit teilt die Bundesregierung daher grundsätzlich die Haltung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, daß alle Möghchkei- 
ten von Einsparungen bei der Bundesanstalt für Arbeit genutzt werden 
müssen. Die Aufforderung des Haushaltsausschusses im Hinblick auf die 
Baumaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit lautet - wie Sie wissen - 
vollständig: 

„In der mittelfristigen Planung der Baumaßnahmen verbleibt es entspre- 
chend den bisherigen Beschlüssen des Haushaltsausschusses dabei, daß 
vorrangig auf vorhandenes, aber nicht genutztes Bundesvermögen zu- 
rückzugreifen ist und Neu- oder Ersatz- oder Erweiterungsbauten, die 
noch nicht tatsächlich begonnen sind, nicht mehr weiter geplant werden. 
Begonnene Maßnahmen, soweit sie unter wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten fortgeführt werden müssen, sind zeitlich zu strecken. " 

Eine Kommission des Vorstandes der Bundesanstalt hat sich mit den Fol- 
gen des Beschlusses im Hinblick auf geplante bzw. begonnene Baupro- 
jekte bei der Bundesanstalt befaßt und Kriterien aufgestellt, nach denen 
die einzelnen geplanten bzw. bereits begonnenen Baumaßnahmen beur- 
teilt werden. Die Vorstandskommission hat sich auf Entscheidungskrite- 
rien verständigt, nach denen grundsätzlich alle Neubauvorhaben, ein- 
schließlich Ersatz- und Erweiterungsbauvorhaben zurückzustellen sind. 
Ausnahmsweise können Neubauten erfolgen, wenn 

- dies zum Schutz der Gesundheit der Mitarbeiter erforderlich ist, 

- dies zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Dienstbetriebes erfor- 
derlich ist oder 

- ohne den Neubau ein verhältnismäßig hoher wirtschaftlicher Schaden 
eintreten würde. 
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Alle Neubauvorhaben, auch die bereits beschlossenen, werden anhand 
dieser Kriterien - einschließlich der Frage, ob Bundesvermögen genutzt 
werden kann - von der Verwaltung der Bundesanstalt überprüft und er- 
neut der Vorstandskommission zur Beschlußfassung vorgelegt. 


48. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Wie hoch sind die Bußgelder, die im Jahr 1992 
gegen Arbeitgeber wegen illegaler Beschäfti- 
gung im Baugewerbe verhängt worden sind, und 
wie hoch war die Zahl der illegal Beschäftigten, 
die sich aus den entsprechend eingeleiteten Ver- 
fahren der Strafverfolgungsbehörden ergeben. 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 9. August 1993 

Bei den Ordnungswidrigkeitentatbeständen des Arbeitsförderungsgeset- 
zes und des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wegen illegaler Beschäf- 
tigung wird nicht nach dem Wirtschaftszweig unterschieden, in dem die 
illegale Beschäftigung stattfindet. Der Bundesregierung ist daher nicht 
bekannt, welche Bußgelder wegen illegaler Ausländerbeschäftigung, 
wegen Leistungsmißbrauchs und wegen Verleihs durch einen Verleiher 
ohne Verleiherlaubnis im Baubereich verhängt wurden. 

An den mit einem Bußgeldbescheid abgeschlossenen Ordnungswidrig- 
keitenverfahren sind die Strafverfolgungsbehörden grundsätzlich nicht 
beteiligt. Besondere Strafvorschriften, die auf eine Beschäftigung im Bau- 
gewerbe abstellen, bestehen nicht. Die polizeiliche Kriminalstatistik 1992 
hat wegen illegaler Beschäftigung (illegale Ausländerbeschäftigung und 
illegale Arbeitnehmerüberlassung von Ausländern in besonders schwe- 
ren Fällen, §§ 227, 227a AFG, §§ 15, 15a Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setz) im gesamten Bundesgebiet und in allen Wirtschaftszweigen 1617 
Fälle erfaßt. Wie viele Beschäftigte daran beteiligt waren, erhebt die poh- 
zeiliche Kriminalstatistik nicht. 

Die grundsätzliche Aussage, daß für die einzelnen Wirtschaftszweige 
keine gesonderte Statistik geführt wird, gilt nur nicht für die Verleiher mit 
einer Erlaubnis sowie die Entleiher, die trotz des Verbots für das Bauge- 
werbe Arbeitnehmer dorthin überlassen oder dort tätig werden lassen. Im 
Jahre 1992 hat die Bundesanstalt für Arbeit gegen illegale Verleiher im 
Baubereich 30 Geldbußen mit einer Bußgeldsumme von 99400 DM ver- 
hängt, gegen Entleiher wurden 27 Gelbußen mit einer Bußgeldsumme von 
17 700 DM ausgesprochen. 


49. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Wo ist, über die Abfassung des Tätigkeitsberichts 
hinaus, der Beauftragte der Bundesregierung für 
die Belange behinderter Menschen zu aktuellen 
Problemstellungen, wie z. B. Diskriminierungs- 
verbot in der Verfassung oder Beschäftigungs- 
quote im öffentlichen Dienst, tätig geworden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 5. August 1993 

Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Behinderten 
nutzt jede sich bietende Gelegenheit, die Anliegen behinderter Menschen 
verstärkt in das Bewußtsein der Öffentlichkeit zu rufen und zur kontinuier- 
lichen Verbesserung ihrer Lebensbedingungen beizutragen. 
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So hat er z. B. zur Verbesserung der Beschäftigungssituation Behinderter 
die für Einstellungen und Beschäftigung Verantwortlichen auf gerufen, 
entsprechend den von der Bundesregierung beschlossenen „Maßnahmen 
zur Förderung der Einstellung und Beschäftigung Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes " zu handeln. 

Darüber hinaus hat er erneut die Ministerpräsidenten der Bundesländer in 
persönlichen Schreiben gebeten, darauf hinzuwirken, daß die Beschäfti- 
gungspflicht nach dem Schwerbehindertengesetz auch in den Ländern 
und Gemeinden erfüllt wird, da insbesondere dort die Pflichtquote von 6% 
leider zu oft noch nicht erreicht ist. 

Im Zusammenhang mit der intensiv geführten Diskussion um die Auf- 
nahme eines Diskriminierungs Verbotes zugungsten behinderter Men- 
schen ist auf Initiative des Behindertenbeauftragten von Prof. Dr. Matthias 
Herdegen, Ordinarius für Staats- und Verwaltungsrecht, Völker- und Eu- 
roparecht an der Universität Konstanz, ein Gutachten erstellt worden. Der 
Behindertenbeauftragte hat dieses Gutachten der Gemeinsamen Verfas- 
sungskommission für die Beratungen über eine Verfassungsänderung 
zugeleitet und weiteren Interessenten auf Wunsch zugesandt. In der An- 
hörung vor der Verfassungskommission hat er sich für die Sicherung und 
Fortentwicklung des hohen Standards auf dem Gebiet der Rehabilitation 
in der Bundesrepublik Deutschland eingesetzt. 


50. Abgeordnete 

Antje- Marie 
Steen 

(SPD) 


Wie oft und in welcher Besetzung sind 

a) der „interministerielle Arbeitsstab" aus Mitar- 
beitern der Bundesministerien für Arbeit und 
Sozialordnung, für Familie und Senioren sowie 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
und 

b) der „Beirat für die Rehabilitation der Behinder- 
ten " bislang zusammengetreten? " 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 5. August 1993 

Für den ehrenamtlich tätigen Beauftragten der Bundesregierung für die 
Belange der Behinderten wurde aufgrund der Kabinettentscheidung vom 
16./17. Dezember 1980 seinerzeit ein interministerieller Arbeitsstab aus 
Mitarbeitern des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung, des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit sowie des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gebildet. 

Den Kern bilden heute die Mitarbeiter des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung. Im Bundesministerium für Familie und Senioren und 
im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sind 
Mitarbeiter benannt, die bei Bedarf in die Arbeit einbezogen werden. Die 
Zusammenarbeit erfolgt im wesentlichen unbürokratisch im Rahmen von 
Telefonaten und schriftlichen Stellungnahmen. 

Das Personal des organisatorisch im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung angesiedelten Arbeitsstabes ist in des- 
sen Haushaltsplan ausgewiesen und steht dem Behindertenbeauftragten 
zur Unterstützung seiner Tätigkeit ständig zur Verfügung. 

Der Beirat für die Rehabilitation der Behinderten hat bisher 47 mal getagt. 
Er besteht gemäß § 35 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes aus 38 Mit- 
gliedern und zwar aus 
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2 Vertretern der Arbeitnehmer, 

2 Vertretern der Arbeitgeber, 

6 Vertretern der Organisationen der Behinderten, 

16 Vertretern der Länder, 

1 Vertreter der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften, 
1 Vertreter der Hauptfürsorgestellen, 

1 Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit, 

3 Vertretern der gesetzlichen Rentenversicherung, 

1 Vertreter der gesetzlichen Unfallversicherung, 

1 Vertreter der Sozialhilfe, 

1 Vertreter der freien Wohlfahrtspflege, sowie 

3 Vertretern der Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation. 


51. Abgeordnete Was waren die Themenstellung und die Arbeits- 

Antje-Marie aufträge der oben unter a) und b) genannten Gre- 

Steen mien? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 5. August 1993 

a) Siehe Antworten zu Fragen 49 und 50. 

b) Nach § 35 Abs. 1 des Schwerbehindertengesetzes berät der Beirat den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in Fragen der Arbeits- 
und Berufsförderung Behinderter und unterstützt ihn bei seinen Koor- 
dinierungsaufgaben nach § 62 Arbeitsförderungsgesetz, insbesondere 
auch bei der Förderung von Rehabilitationseinrichtungen. Darüber hin- 
aus wirkt er bei der Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds mit. Einzel- 
heiten des Verfahrens sind in §§ 42 bis 45 der Schwerbehinderten- Aus- 
gleichsabgabeverordnung geregelt. 


52. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Welche Ergebnisse haben die Tagungen der 
oben unter a) und b) genannten Gremien, und wo 
sind sie nachzulesen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 5. August 1993 

a) Siehe Antworten zu den Fragen 49 und 50. 

b) Die Sitzungsergebnisse des Beirats für die Rehabilitation der Behinder- 
ten beinhalten im wesentlichen Stellungnahmen, Anregungen und 
Hinweise zur beruflichen Eingliederung Behinderter und Vorschläge 
zur Förderung von Vorhaben aus Mitteln des Ausgleichsfonds. Bei die- 
sen Projekten handelt es sich besonders um Maßnahmen zur investiven 
Förderung von Werk- und Wohnstätten für Behinderte, überregionale 
Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der Arbeits- und Berufsförde- 
rung Schwerbehinderter, die Entwicklung technischer Arbeitshilfen 
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sowie Aufklärungs-, Fortbildungs- und Forschungsmaßnahmen von 
überregionaler Bedeutung auf dem Gebiet der Eingliederung Schwer- 
behinderter in das Arbeits- und Berufsleben. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung trifft Entscheidungen über die Vergabe von 
. Mitteln des Ausgleichsfonds nur aufgrund von Vorschlägen des Beirats. 
Das Finanzvolumen dieser Vorschläge beläuft sich seit 1974 auf rund 
2,8 Mrd. DM. 

Außerdem ist alljährlich Einvernehmen mit dem Beirat über den vom 
Bundesmisterium für Arbeit und Sozialordnung für jedes Kalenderjahr 
zu erstellenden Wirtschaftsplan des Ausgleichsfonds herzustellen. 

Die jeweiligen Ergebnisse der Beiratssitzungen werden in Protokollen 
festgehalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


53. Abgeordnete Treffen Informationen zu, daß entgegen dem 

Heidemarie „Ressortkonzept zur Neuorganisation der Terri- 

Wieczorek-Zeul torialen Wehrverwaltung und des Rüstungsberei- 

(SPD) ches" die Wehrbereichsverwaltung IV und das 

Wehbereichsgebührnisamt in Wiesbaden ersatz- 
los aufgelöst werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 10. August 1993 

Nach dem derzeitigen Stand der Planungen zur Neuorganisation der Ter- 
ritorialen Wehrverwaltung ist nicht vorgesehen, die Wehrbereichsverwal- 
tung IV oder das Wehrbereichsgebührnisamt IV in Wiesbaden aufzulösen. 


54. Abgeordnete Welches Konzept gibt es für die deutschen Wehr- 

Heidemarie bereichsverwaltungen? 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


55. Abgeordnete Welche Pläne hat die Bundesregierung für die 

Heidemarie Wehrbereichsverwaltung IV? 

Wieczor ek- Zeul 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 10. August 1993 

Von einer unabhängigen Arbeitsgruppe werden derzeit Modelle zur 
Straffung und Neustrukturierung der Territorialen Wehrverwaltung ent- 
wickelt. Angesichts der angespannten Haushaltssituation ist es erforder- 
lich, alle Möglichkeiten zur Kostensenkung zu nutzen. Die Arbeitsgruppe 
hat mit den notwendigen Grundlagenarbeiten begonnen. Konkrete Aus- 
sagen über einzelne Dienststellen sind noch nicht möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


56. Abgeordnete 
Anke 
Eymer 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Zuschüsse für Kurse bei Maß- 
nahmen zur politischen Bildung für Jugendliche 
außerhalb der Jugend verbände seit 1985 unver- 
ändert bei 24 bzw. 30 DM je Teilnehmer geblie- 
ben sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 29. Juli 1993 

Nach Nummer 4.1 der Richtlinien für den Bundesjugendplan vom 6. No- 
vember 1985 können für Kurse Zuwendungen bis zu 

- 30 DM je Tag und Teilnehmer (einschl. Fahrkosten) oder 

- 24 DM je Tag und Teilnehmer zuzüglich bis zu 50 % der Fahrkosten 

gewährt werden. Zur Zeit wird die Höhe der seit 1985 unveränderten För- 
dersätze überprüft. 

In Ausnahmefällen gibt es im Bundesjugendplan-Programm „Politische 
Bildung außerhalb der Jugendverbände" bereits bisher die Möglichkeit 
der Gewährung höherer Tagessätze. 


57. Abgeordnete In welchem Verhältnis stehen die tatsächlich 

Anke durchschnittlichen Ausgaben der Träger pro Teil- 

Eymer nehmertag zu den personenbezogenen Zuschüs- 

(CDU/CSU) sen des Bundesministeriums für Frauen und Ju- 

gend? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 29. Juli 1993 

Hierzu ist keine generelle Aussage möglich. Während einige Träger in 
nicht unerheblichem Maße Zuwendungen zu den Personalkosten etwa 
der Bildungsreferenten erhalten und damit nur die Kosten der Unterkunft 
und Verpflegung (die in den Bildungsstätten unterschiedlich zwischen 50 
DM und 100 DM je Person und Tag liegen) tragen müssen, erhalten andere 
Träger keine Personalkostenzuwendungen und müssen entsprechend 
höhere Eigenmittel einsetzen. 


58. Abgeordnete 
Anke 
Eymer 
(CDU/CSU) 


Ist in der Zukunft eine Erhöhung der Kursuszu- 
schüsse geplant (auch ohne Anhebung der Ge- 
samtfördermittel) ? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 29. Juli 1993 

Die Richtlinien für den Bundesjugendplan werden zur Zeit überarbeitet. 
Eine abschheßende Entscheidung über eine eventuelle Erhöhung der För- 
dersätze ist noch nicht getroffen. 
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59. Abgeordnete 
Anke 
Eymer 
(CDU/CSU) 


Wie viele Finanzmittel der BMFJ-Förderung bei 
Maßnahmen zur politischen Bildung für Jugend- 
liche außerhalb der Jugendverbände werden 
noch für Personalkostenzuschüsse verbraucht 
(absolut und in Prozent)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 29. Juli 1993 

Für Maßnahmen aus dem Programm 1 des Bundesjugendplanes (Politi- 
sche Bildung außerhalb der Jugendverbände) wurden 1992 insgesamt 
22 730000 DM bewilligt. Davon waren ca. 59,7%, d. h. 13569900 DM 
Personalkostenzuwendungen. 


60. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Welche Ergebnisse der verschiedenen Prüfungs- 
aufträge an die Justizministerkonferenz, die In- 
nenministerkonferenz, die Gesundheitsminister- 
konferenz und die Jugendministerkonferenz lie- 
gen bezüglich der „Scientology-Kirche" inzwi- 
schen vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 11. August 1993 


Der von der 63. Konferenz der Justizministerinnen und -minister vom 
18. bis 21. Mai 1992 in Hannover mit der Prüfung der Möglichkeiten straf- 
rechtlicher Reaktionen auf Methoden und Handlungsweisen der „Scien- 
tology- Kirche" beauftragte Unterausschuß „Organisation der Staatsan- 
waltschaft" der Justizministerkonferenz hat einen - vom Strafrechtsaus- 
schuß der Justizministerkonferenz am 1. April 1993 gebilligten — Bericht 
erstellt, der im einzelnen aufzeigt, wieweit nach den bisherigen Erkennt- 
nissen Straftaten in Betracht zu ziehen sind. Danach sind entsprechend 
einer Umfrage bei den Landesjustizverwaltungen über Einleitung und 
Fortgang von Ermittlungs- und Strafverfahren im Zeitraum vom 1. Januar 
1990 bis 31. Dezember 1992 die Strafsachen im Bereich der „Scientology" - 
Organisation oder Straftaten vor dem Hintergrund persönlicher Beziehun- 
gen zu dieser Organisation betreffen, Ermittlungsverfahren u. a. wegen 
des Verdachts der Körperverletzung, des Betrugs, der Bedrohung, der 
Nötigung, der Steuerhinterziehung sowie wegen des Verdachts des Ver- 
stoßes gegen das Heilpraktiker ge setz anhängig. 

Die 64. Konferenz der Justizministerinnen und -minister vom 22. bis 24. 
Juni 1993 in Dresden hat dazu folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Justizministerinnen und Justizminister haben den vom Strafrechts- 
ausschuß vorgelegten Bericht zur strafrechtlichen Überprüfung des Ge- 
bahrens der Scientology- Organisation billigend zur Kenntnis genommen. 
Sie stellen fest, daß der in ihrem Auftrag erstellte Bericht, der auch die seit 
1990 bei den Strafverfolgungsbehörden im Zusammenhang mit Ermitt- 
lungs- und Strafverfahren gewonnenen Erkenntnisse berücksichtigt, das 
strafrechtliche Instrumentarium, das gegenüber rechts- und persönlich- 
keitsverletzenden Methoden und Handlungsweisen zur Anwendung 
kommen kann, in umfassender und zutreffender Weise aufzeigt. " 

Was den Prüfungsauftrag an die Gesundheitsministerkonferenz anbe- 
langt, ist in der 153. Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der leitenden Medi- 
zinalbeamten am 23. /24. September 1992 in Wiesbaden festgestellt wor- 
den, daß weder das Beruferecht noch das Arzneimittelrecht eine Hand- 
habe böten, gegen die „Scientology-Organisation" vorzugehen. 
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Ein Ergebnis des Prüfungsauftrages an die Innenministerkonferenz liegt 
noch nicht vor. 


61. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Welchen Stand haben die Vorbereitungen zur 
Einrichtung der bundeszentralen Informations- 
und Dokumentationsstelle „Jugendsekten", und 
falls diese nicht zu realisieren ist, welche alterna- 
tiven Pläne liegen vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 11. August 1993 

Die Vorbereitungen für die Einrichtung der bundeszentralen Informa- 
tions- und Dokumentationsstelle zum Themenbereich „Sogenannte 
Jugendsekten und Psychogruppen - neuere religiöse und weltanschau- 
hche Gemeinschaften in der Bundesrepublik Deutschland" zielen darauf 
ab, daß mit der Aufnahme der Arbeit noch in diesem Jahr begonnen wer- 
den kann. 


62. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung die Fortführung der 
finanziellen Förderung der „Aktion für geistige 
und psychische Freiheit e. V." (AGPF) in Bonn, 
und wenn nicht, welche Überlegungen gibt es 
hinsichtlich einer Übernahme bzw. des Erhalts 
des Personal- und Archivbestandes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 11. August 1993 

In der Verwaltungsstreitsache der Bundesrepublik Deutschland gegen 
den Dharmadeep Verein für ganzheitliches Leben e. V., Hamburg, u. a. 
wegen der staatlichen Förderung der Aktion für geistige und psychische 
Freiheit - Arbeitsgemeinschaft der Elterninitiativen e. V. (AGPF) in Bonn 
hat das Bundesverwaltungsgericht am 27. März 1992 entschieden, daß das 
Bundesministerium für Frauen und Jugend nicht berechtigt ist, die AGPF 
institutionell zu fördern, solange sich diese in ihren öffentlichen Äußerun- 
gen mit der Osho-Bewegung befaßt (BVerwG 7 C 21.90). 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinen Leitsätzen zu diesem Urteil 
überdies festgestellt, daß der Staat durch die Finanzierung eines privaten 
Vereins, der die Öffentlichkeit vor dem Wirken bestimmter Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften warnen soll, in die Grundrechte der 
betroffenen Gemeinschaften eingreift. Die Förderung sei daher nur auf- 
grund einer gesetztlichen Ermächtigung zulässig, die diese Eingriffe zu 
rechtfertigen vermag. 

Die institutionelle Förderung der AGPF durch das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend ist daraufhin mit Ablauf des Jahres 1992 eingestellt 
worden. Die Möglichkeit einer gesetzlichen Förderungsgrundlage wird 
z. Z. innerhalb der Bundesregierung geprüft. 


63. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Zu welchen Ergebnissen sind der Bund-Länder- 
Gesprächskreis und die Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe zum Thema „Scientology-Kirche" bisher 
gekommen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 11. August 1993 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe sowie der Bund-Länder-Gesprächskreis 
sind bislang zu abschließenden Ergebnissen nicht gekommen. Der Bund- 
Länder-Gesprächskreis wird sich in seiner nächsten Sitzung erneut mit 
dem Thema befassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


64. Abgeordneter 

Heinz-Günter 

Bargfrede 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Fertigstellung des geplanten 
Radweges an der Bundesstraße 7 1 zwischen der 
Ortschaft Söhlingen und der Ortschaft Tewel 
(einschl. Ortsdurchfahrt) zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Nach Auskunft der Straßenbauverwaltung des Landes Niedersachsen ist 
ein Radweg zwischen Hemslingen — Söhlingen und dem Ortseingang von 
Neuenkirchen-Tewel vorhanden. Ein Ausbau erscheint nicht erforderlich. 

Die Gemeinde Neuenkirchen-Tewel beabsichtigt, einen Schmutzwasser- 
kanal in der Ortsdurchfahrt Tewel der Bundesstraße 71 zu bauen. Es ist 
geplant, im Zusammenhang mit dieser Baumaßnahme auch einen Rad- 
weg zu Lasten des Bundesfernstraßenhaushaltes anzulegen. Die örtlichen 
Verwaltungen sind bemüht, die erforderlichen Planungsarbeiten mög- 
lichst zügig durchzuführen und insbesondere die verschiedenen Bauar- 
beiten gut aufeinander abzustimmen. Auch aus planungsrechtlichen 
Gründen kann daher z. Z. noch nicht angegeben werden, wann mit der 
Fertigstellung dieses Radweges gerechnet werden kann. 


65. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wie sieht das Konzept zur privatwirtschaftlichen 
Vorfinanzierung von Projekten im Bundesfern- 
straßenbau im einzelnen aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Die Pilotprojekte für eine private Finanzierung werden jeweils in einem 
Auftrag vergeben. Der Bauunternehmer finanziert die Baumaßnahme in 
eigener Regie bis zur Abnahme durch den Baulastträger. Dann beginnt 
die Refinanzierung in 15 gleichen Jahresraten. 

Die Projekte werden in einem zweistufigen Verfahren ausgeschrieben: 
Nach einem öffentlichen EG-weiten Wettbewerb erfolgt eine beschränkte 
Ausschreibung für geeignete Bewerber. 
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66. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Was ist für den Fall vorgesehen, daß auf eine Aus- 
schreibung kein adäquates Angebot eingeht oder 
daß ein privater Vorfinanzierer und Bauherr wäh- 
rend der Bauzeit aus einem Projekt aussteigt bzw. 
aussteigen muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Die Bundesregierung rechnet nicht damit, daß kein adäquates Angebot 
abgegeben wird. Die Ausschreibung sieht jedoch auch die Option einer 
konventionellen Vergabe als Generalauftrag vor. 

Zur Risikominderung werden nur leistungsfähige und solvente Bieterge- 
meinschaften zur Angebotsabgäbe aufgefordert. Sollte einer der Bieter 
den Auftrag nicht zu Ende führen können, stehen immer noch die anderen 
Bieter zur Verfügung. Im übrigen wird davon ausgegangen, daß der Fi- 
nanzier in kürzester Zeit einen Ersatz-Bauunternehmer zur Weiterführung 
des Projektes vorschlagen würde, da der Bauherr erst ab Fertigstellung der 
Maßnahme zahlt. 


67. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wann und mit welcher Abschlußfrist wird die 
Ausschreibung des Projektes B 31 Ost Neu erfol- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Der Teilnehmerwettbewerb für die Umgebung Freiburg-Ost soll Anfang 
1994 durchgeführt werden. Das gesamte Ausschreibungsverfahren 
einschließlich Wertung der Angebote wird wegen der Möglichkeit, Fi- 
nanzierungsalternativen anzubieten, voraussichtlich mehrere Monate 
dauern. Mit einer Vergabe der Bauarbeiten kann daher erst im Herbst 
1994 gerechnet werden. 


68. Abgeordneter Warum wurde das Projekt B 31 Ost Neu für eine 

Gernot private Finanzierung ausgewählt? 

Erler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Randbedingungen für die Aufnahme als Pilotprojekt waren: 

1. Es sollte sich um einen Neubau (möglichst 2bahnig) handeln. 

2. Die Maßnahme kann wegen der Kostenhöhe kurzfristig nicht aus dem 
Fernstraßenhaushalt finanziert werden. 

3. Das Projekt muß kurzfristig baureif werden. 

Die Maßnahme B 31, Ortsumgehung Freiburg-Ost war eines der wenigen 
Projekte, das diese Forderungen erfüllte. 
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69. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufhe- 
bung des Ordnungsrahmens für die Binnenschiff- 
fahrt in bezug auf Wettbewerbsnachteile und Exi- 
stenzbedrohung der deutschen Binnenschiffahrt 
im europäischen Vergleich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 


Mit dem am 18. Juni 1993 verabschiedeten Gesetz zur Aufhebung der Ta- 
rife im Güterverkehr (Tarif aufhebungsgesetz) entfällt auch in der Binnen- 
schiffahrt die staatliche Festsetzung obligatorischer Beförderungstarife 
zum 1. Januar 1994. Mit diesem Gesetz wird angestrebt, nach der Liberali- 
sierung des grenzüberschreitenden europäischen Güterverkehrs nun- 
mehr auch die nationale Verkehrsmarktordnung den Anforderungen 
eines liberalisierten EG -Binnenmarktes anzupassen. Dies ist angesichts 
der zunehmenden Verflechtung der nationalen und internationalen Ver- 
kehr smärkte notwendig. 

Die freie Preisbildung ist für die Schaffung eines freien Verkehrsmarktes 
unerläßlich und wird den Wettbewerb in der Binnenschiffahrt verstärken. 
Damit werden zunächst Auswirkungen auf die Ertragslage der deutschen 
Binnenschiffahrt verbunden sein, für die das bisher bestehende Frachten- 
system eine gewisse Festigung im nationalen Bereich gebracht hatte. Je- 
doch eröffnet die freie Preisbildung auch neue Chancen für die Binnen- 
schiffahrt im Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern. Sie bietet für alle 
Verkehrsträger die Möglichkeit, sich von überholten und starren Markt- 
strukturen zu befreien und innovativ und flexibel neue Betätigungsfelder 
zu erschließen. 

Zur Schaffung fairer Wettbewerbsbedingungen verfolgt die Bundesregie- 
rung Aktivitäten im Hinblick auf international ab ge stimmte Maßnahmen, 
daß das in den Niederlanden, Belgien und Frankreich bestehende Tour- 
de-Role-Verfahren, das neben einer Frachtzuteilung auch ein obligatori- 
sches Tarifbildungs verfahren enthält, gleichzeitig mit den Tarifregelun- 
gen am 1. Januar 1994 aufgehoben wird. 

Zugleich mit der Aufhebung der staatlichen Tarif festsetzung wird eine 
verkehrsträgerübergreifende Marktbeobachtung eingeführt werden, um 
künftig über aussagekräftige Daten zum aktuellen Marktgeschehen als 
Grundlage anstehender verkehrspolitischer Entscheidungen zu verfügen. 

Den Belangen der Binnenschiffahrt auf zeitgemäße Regelungen über 
Lade- und Löschzeiten ist im Tarif aufhebungsgesetz durch Aufnahme 
einer entsprechenden Ermächtigungsnorm entsprochen worden. Das 
Bundesministerium für Verkehr kann danach die Lade- und Löschzeiten 
durch Rechtsverordnung im einzelnen festlegen. Ein entsprechender Ver- 
ordnungsentwurf ist in Vorbereitung. 

Die EG -Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt wird durch die Ver- 
ordnung 3690/92 fortgesetzt, um bestehende Kapazitätsüberhänge bei der 
Binnenschiffahrt zu verringern. Auch die Verlängerung der Alt-für-Neu- 
Regelung (Neuinvestitionen nur bei Vernichtung alten Transportraums 
oder Zahlung einer Geldbuße) sowie eine verschärfte Ahndungsmöglich- 
keit bei Verstößen wird angestrebt, um das Erscheinen zusätzlichen 
Schiffraums am Markt zu verhindern. 
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70, Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Sind Pressemitteilungen zutreffend, daß mit 
einem Kostenaufwand von knapp 100 Mio. DM 
das Firmenlogo der Deutschen Bundesbahn ge- 
ändert werden soll, und wenn solche Meldungen 
zutreffend sind, ist die Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß angesichts der Verschuldung der 
Deutschen Bahnen eine solche Maßnahme nicht 
nur zu kostenaufwendig ist, sondern angesichts 
notwendiger Steuererhöhungen für den Schul- 
dendienst der Deutschen Bahnen auf wenig Ver- 
ständnis bei den Bundesbürgern stößt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 9. August 1993 

Pressemeldungen, daß „mit einem Kostenaufwand von 100 Mio. DM das 
Firmenlogo der Deutschen Bundesbahn geändert werden" solle, sind un- 
zutreffend. Richtig ist, daß die Bundeseisenbahnen Deutsche Bundesbahn 
und Deutsche Reichsbahn im Hinblick auf die Gründung der Deutschen 
Bundesbahn AG die Einführung eines gemeinsamen Firmenzeichens pla- 
nen, das den mit der Bahnstrukturreform eingeleiteten Neubeginn der 
Bahn verdeutlichen und den Erfordernissen moderner Kommunikations- 
nüttel Rechnung tragen soll. Die Umzeichnung der Anlagen, Fahrzeuge, 
Uniformen und Geschäftspapiere wird jedoch nach Angaben des Vor- 
stands der Deutschen Bundesbahn/Deutschen Reichsbahn einen Auf- 
wand von ca. 25 Mio. DM verursachen, der sich zudem über einen Zeit- 
raum vom etwa drei Jahren verteilen wird. 


71. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung ein eigenes unabhängi- 
ges Gutachten über die optimale deutsche und 
europäische Streckenführung des TRANSRAPID 
erstellen lassen, und was sind ggf. dessen Haupt- 
aussagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. August 1993 

Neben Studien über internationale Anwendungsmöglichkeiten im Alpen- 
transit und in der Relation Paris — Brüssel — Köln wurden von der Bundes- 
regierung vorrangig Untersuchungen nationaler Verbindungen für die 
Magnetbahn Transrapid in Auftrag gegeben. In den Jahren 1987/88 wur- 
den über 70 Strecken im Rahmen der Studie „Einsatzfelder neuer Schnell- 
bahnsysteme" untersucht. Nach der Vereinigung Deutschlands beauf- 
tragte die Bundesregierung unabhängige Gutachter mit der Untersu- 
chung von fünf Verbindungen in und mit den neuen Bundesländern. Hier- 
bei erzielte die Strecke Berlin — Hamburg ein vergleichsweise günstiges 
Ergebnis. 


72. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Wann und zwischen wem hat der „Datenab- 
gleich" zwischen Bund und Ländern über die 
Kosten der Bahnreform stattgefunden (vgl. 
„Kurswechsel in Verkehrspolitik" in „Die Welt" 
vom 23. Juli 1993), bei der sich die Kostenschät- 
zung des Bundes mit 7,7 Mrd. DM als richtig her- 
ausgestellt hätte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. August 1993 

Der angesprochene Datenabgleich hat in den noch andauernden Beratun- 
gen des von den Länderverkehrsministern damit beauftragten Arbeits- 
kreises „Bnhnpohtik" unter Beteiligung von Vertretern des Bundes sowie 
des Vorstandes von Deutscher Bundesbahn und Deutscher Reichsbahn 
stattgefunden. 


73. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat der o. a. „Datenab- 

Otto gleich" stattgefunden? 

Reschke 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. August 1993 

Wesentliches Ergebnis ist, daß die aus Anlaß der Regionalisierung des 
Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) den Ländern vom Bund angebote- 
nen Mittel zur Sicherstellung des vorhandenen SPNV von Deutscher Bun- 
desbahn und Deutscher Reichsbahn auch über 1995 (voraussichtlich er- 
stes Jahr der Regionalisierung) hinaus ausreichen. Auf dieser Grundlage 
haben Deutsche Bundesbahn und Deutsche Reichsbahn jedem einzelnen 
Bundesland den Abschluß eines entsprechenden Vertrages über die Er- 
bringung von Leistungen im SPNV angeboten. 

Über das Bahnangebot hinausgehend - das von den Ländern grundsätz- 
lich akzeptiert wird - fordern die Länder vom Bund zusätzliche Mittel für 
Angebotsverbesserungen sowie von ihnen gesehenen Nachholbedarf und 
angebliche Risiken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


74. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Ab wann wird das Duale System Deutschland 
nach Auffassung der Bundesregierung in der 
Lage sein, alle von den Bürgern gesammelten 
Rohstoffe auch tatsächlich wiederzuverwerten? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 6. August 1993 

Unter Berücksichtigung der Ausgangssituation beim Recycling von Ver- 
packungsmaterialien im Jahre 1991 hat der Gesetzgeber in der Verpak- 
kungsverordnung die Recyclinganforderungen für ein duales Entsor- 
gungssystem von Verpackungen in zwei Zeitstufen geregelt. Im einzelnen 
darf ich auf die beigefügte Grafik verweisen, die im einzelnen die Erfas- 
sungs- und Sortierquoten der Verpackungsverordnung für den Zeitraum 
bis Juni 1995 und ab Juli 1995 enthält. Ich verweise zudem darauf, daß die 
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Verpackungsverordnung nicht vorsieht, daß alle von den Bürgern gesam- 
melten Rohstoffe stofflich verwertet werden müssen. Die hohen Anforde- 
rungen der Verpackungsverordnung werden aber dazu führen, daß ab 
Juli 1995 praktisch zwei von drei gebrauchten Verpackungen einer stoffli- 
chen Verwertung zugeführt werden müssen. 

Anliegend übersende ich Ihnen in diesem Zusammenhang zu Ihrer Kennt- 
nis den Bericht der Duales System Deutschland GmbH über die 1993 er- 
warteten Sekundärrohstoffe und deren Verwertung sowie einen aktuali- 
sierten Bericht zur Situation der Kunststoffverwertung vom Juni diesen 
Jahres. 


75. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Ist es richtig, daß ab 1998 nur noch wasserlösliche 
Autolacke verwendet werden dürfen, und wenn 
ja, steht dies in Zusammenhang mit den zur Zeit 
in Vorbereitung befindlichen EG-Richtlinien zur 
TA Luft u. a. für Lackieranlagen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 11. August 1993 

Eine Regelung, wonach ab 1998 nur noch wasserlösliche Autolacke ver- 
wendet werden dürfen, ist nicht vorgesehen. Daher besteht auch kein Zu- 
sammenhang mit einer bei der Kommission der EG in Vorbereitung be- 
findlichen Richtlinie zur Begrenzung der Lösemittelemissionen aus einer 
Vielzahl unterschiedlicher Anlagen, u. a. aus Autolackierereien. Ergän- 
zend ist darauf hinzuweisen, daß der genannte Richtlinienentwurf nach 
dem z. Z. bekannten Stand lösemittelhaltige Lacke zuläßt und wie die TA 
Luft Emissionswerte für Lösemittel vorsieht. 


76, Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Verwen- 
dung wasserlöslicher Lacke generell im Hinblick 
auf Schadstoffe/Giftstoffe in wasserlöslichen Lak- 
ken und die Problematik der Abscheidung dieser 
Stoffe in Kläranlagen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 11. August 1993 

Bei der Serienlackierung von Fahrzeugen finden bereits interne biologi- 
sche Abwasserreinigungsverfahren zunehmend Anwendung. 

Probleme mit der biologischen Abbaubarkeit von wasserlöslichen Auto- 
lacken in kommunalen Kläranlagen sind der Bundesregierung bislang 
nicht bekannt geworden. 

Die Frage der Eliminierbarkeit von Inhaltstoffen, u. a. von wasserlöslichen 
Autolacken, wird derzeit im Rahmen des Umweltforschungsplans (UFO- 
PLAN) des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, Förderkennzeichen 10206517 untersucht. Dieses Vorhaben 
wird frühestens zum 30. Juni 1995 abgeschlossen sein. 


77. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Beschluß 
des bayerischen Landtagsausschusses für Bun- 
des- und Europaangelegenheiten vom 6. Juh 
1993, nach dem der Gesetzgeber die Kernkraft- 
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Werkbetreiber künftig zwingen soll, für ihre Anla- 
gen eine Haftpflichtversicherung in unbegrenz- 
ter Höhe oder von mindestens 100 Mrd. DM ab- 
zuschließen, und hält die Bundesregierung den 
Betrag von 100 Mrd. DM für ausreichend? 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 5. August 1993 

Der bayerische Landtag hat am 12. Juli 1993 - wie schon zuvor die Aus- 
schüsse für Wirtschaft und Verkehr und für Landesentwicklung und 
Umweltfragen - den Antrag abgelehnt. 

Die Bundesregierung teilt die in diesen Beschlüssen zum Ausdruck ge- 
brachte Beurteilung des Petitums. 


78. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
des jüngsten schweren Erdbebens vor der japani- 
schen Küste weiterhin an ihrer Antwort auf meine 
in der Kleinen Anfrage „Plutoniumtransport von 
Frankfurt nach Japan" (Drucksache 12/3755) 
gestellte Frage, wie sie die Tatsache, daß eine 
Reihe japanischer Atomkraftwerke in geologisch 
problematischen Zonen und erdbebengefährde- 
ten Gebieten liegen beurteile, fest, daß „die japa- 
nischen Kernkraftwerke den dortigen geologi- 
schen Standortgegebenheiten entsprechend so 
ausgelegt sind, daß von diesen Anlagen keine 
unzulässigen Risiken ausgehen " ? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 10. August 1993 

Ja. 


79. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß eine verantwortungsvolle und vorsorgende 
Politik den Bau und Betrieb von Kernkraftwerken 
in erdbebengefährdeten Gebieten untersagen 
müßte? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 10. August 1993 

Nein. Ebenso wie in bezug auf andere standortspezifische Gegebenheiten 
sind auch hier entsprechende Vorkehrungen zu treffen, um eine unzuläs- 
sige erdbebenbedingte Gefährdung auszuschließen. 


80. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung sich erstellen, daß das 
Duale System Deutschland keine Zwischenlage- 
rung von Kunststoffabfällen in Waggons der 
Deutschen Bundesbahn und/oder der Deutschen 
Reichsbahn auf Abstellgleisen vornimmt? 
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Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 2. August 1993 


Ja. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


81. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wie hoch sind die Baukosten, und wie lang ist die 
vorgesehene Bauzeit für folgende Bauten in 
Berlin: 

- das Deutsche Historische Museum im Alten 
Zeughaus, 

- Sanierung und Abriß des Palasts der Republik, 

- den neuen Lehrter Zentralbahnhof und 

- die IC/ICE-Untertunnelung von Tiergarten 
und Spreebogen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard von Loewenich 
vom 9. August 1993 


- Deutsches Historisches Museum im Alten Zeughaus 

Die Baukosten einschließlich der Aufwendungen für ein neues Wech- 
selausstellungsgebäude, die Grundinstandsetzung des ehemaligen 
Minol-Gebäudes und die Baufeldfreimachung werden aufgrund einer 
Planstudie auf rd. 450 Mio. DM geschätzt. 

Die Unterlagen nach § 24 BHO liegen noch nicht vor. 

Im Haushaltsplan 1993 ist eine Verpflichtungsermächtigung in der o. a. 
Höhe ausgebracht. Sie darf nur mit Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses in Anspruch genommen werden. 

Nach der Freigabe durch den Haushaltsausschuß soll die Haushaltsun- 
terlage-Bau unverzüglich aufgestellt werden. 

Angesichts der Art und des Umfangs der Arbeiten sowie der notwendi- 
gen abschnittsweisen Durchführung wird sich die Baumaßnahme vor- 
aussichtlich über einen Zeitraum von über fünf Jahren erstrecken. Ein 
detaillierter Zeitplan wird mit der Haushaltsunterlage-Bau vorgelegt. 

- Sanierung und Abriß des Palastes der Republik 

Die Kosten für den Abriß - eine Sanierung ist nicht vorgesehen - wer- 
den aufgrund eines vorliegenden Gutachtens auf 200 Mio. DM ge- 
schätzt. 

Die Unterlagen nach § 24 BHO liegen noch nicht vor. 

Die Bauzeit beläuft sich nach Eischätzung des Sachverständigen auf 
drei bis vier Jahre. Ein genauer Zeitplan wird mit der Haushaltsunter- 
lage-Bau vorgelegt. 
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Im Regierungsentwurf 1994 sind ein Ansatz von 10 Mio. DM und eine 
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 190 Mio. DM ausgebracht. 

- Neuer Lehrter Zentralbahnhof 

- IC/ICE-Untertunnelung von Tiergarten und Spreebogen 

Die Vorentwurfsplanung der Deutschen Reichsbahn ergab für die neue 
Nord/Süd-Eisenbahnverbindung zwischen Nordring und Anhalter 
bzw. Dresdener Bahn Gesamtkosten in Höhe von etwa 2,9 bis 3,2 Mrd. 
DM in Abhängigkeit von den genauen Schnittstellen zu anderen Pro- 
jekten der Eisenbahnkonzeption Berlin. Diese Kosten beinhalten die 
Kosten für die eisenbahntechnisch notwendigen Teile der Bahnhöfe 
Lehrter Bahnhof, Potsdamer Platz und Papestraße, nicht jedoch die Ko- 
sten für Planung und Bauausführung der oberirdischen Teile ein- 
schließlich der Verkehrsanlagen (z. B. Straßen, Plätze etc.). 

Die Deutsche Reichsbahn geht von folgendem Zeitplan aus: 

- Baubeginn: 2. Quartal 1995 

- Teilinbetriebnahme: 2000 

- Fertigstellung: 2002. 


82. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wann ist der geplante Baubeginn für diese Pro- 
jekte beziehungsweise welche dieser und ande- 
rer Bauvorhaben wird die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Sparmaßnahmen in Berhn zurück- 
stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard von Loewenich 
vom 9. August 1993 

Voraussichtlicher Baubeginn 

- Deutsches Historisches Museum: 

Nach der Finanzplanung 1993 bis 1997 voraussichtlich 1996 

- Abriß des Palastes der Republik: 1994 

- Lehrter Bahnhof 

- IC/ICE-Untertunnelung von Tiergarten und Spreebogen. 

Die Bundesregierung hat in Zusammenarbeit mit der Deutschen Reichs- 
bahn und dem Berliner Senat zunächst zwei grundsätzliche Varianten 

- Ringkonzept/Achsenkreuz-Konzept - für die Eisenbahnkonzeption Ber- 
lin untersucht. 

Auf ausdrücklichen Wunsch der Deutschen Reichsbahn und des Berliner 
Senats hat die Bundesregierung dem jetzigen Konzept {Pilzkonzept) unter 
der Maßgabe des Nachweises der Wirtschaftlichkeit und der Begrenzung 
der Kosten auf 10 Mrd. DM zugestimmt. 


83. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitarbeiter sind in eigenen Räumen im 
Auswärtigen Amt, in den Bundesministerien des 
Innern, der Justiz, der Finanzen, für Wirtschaft, 
für Arbeit und Sozialordnung, für Familie und 
Senioren, für Frauen und Jugend, für Verkehr, für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie 
im Presse- und Informations amt der Bundesregie- 
rung zur Zeit in Bonn untergebracht? (Bitte Ein- 
zelangaben für jedes Ressort.) 


41 



Drucksache 12/5557 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


84. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitarbeiter sind in den o. g. Ressorts in 
angemieteten Räumen in Bonn untergebracht? 
{Bitte Einzelangaben für jedes Ressort.) 


85. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Welche jährliche Mietkosten entstehen den ge- 
nannten Ressorts? (Bitte Einzelangaben für jedes 
Ressort.) 


86, Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Welche Mietverträge (unter Angabe der Laufzeit) 
wurden seit dem Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vom 20. Juni 1991 neu abgeschlossen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard von Loewenich 
vom 6. August 1993 


Ihre Fragen sind im Grundsatz im Fragenkatalog enthalten, den der Vor- 
sitzende der Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages, Dr. 
Wolfgang Schäuble, der Bundesregierung mit Schreiben vom 5. Juli 1993 
mit der Bitte übermittelt hat, die Fraktion bei der Vorbereitung der beab- 
sichtigten Beschlußfassung zur Konkretisierung des Umzugs des Deut- 
schen Bundestages nach Berlin und der Ausgleichsmaßnahmen für die 
Region Bonn zu unterstützen. 

Die Bundesregierung hat diese Unterstützung zugesagt. 

Die zur Beantwortung erforderlichen Untersuchungen dauern noch an. 
Über die Ergebnisse und die von Ihnen erbetenen Informationen werde 
ich Sie gerne im terminlichen Zusammenhang mit dem von Dr. Wolfgang 
Schäuble erbetenen Bericht unterrichten. 


87. Abgeordneter 

Peter 

Kittelmann 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitarbeiter haben das Auswärtige Amt, 
die Bundesministerien des Innern, der Justiz, der 
Finanzen, für Wirtschaft, für Arbeit und Sozial- 
ordnung, für Familie und Senioren, für Frauen 
und Jugend, für Verkehr, für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau sowie das Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung zur Zeit in 
ihren Außenstellen in Berlin? (Bitte Einzelanga- 
ben für jedes Ressort.) 


88. Abgeordneter 

Peter 

Kittelmann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch wird der Verkaufswert der von den ge- 
nannten Ressorts genutzten, im Eigentum des 
Bundes stehenden Gebäude in Bonn geschätzt? 
(Bitte Einzelangaben für jedes Ressort.) 
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89. Abgeordneter Welcher Quadratmeterpreis liegt der Schätzung 

Peter dieses Verkaufswertes zugrunde? 

Kittelmann 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Peter 

Kittelmann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch werden die erreichbaren Mieteinnah- 
men der von den genannten Ressorts genutzten, 
im Eigentum des Bundes stehenden Gebäude bei 
anderweitiger Vermietung geschätzt? (Bitte Ein- 
zelangaben für jedes Ressort.) 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard von Loewenich 
vom 6. August 1993 

Ihre Fragen sind im Grundsatz im Fragenkatalog enthalten, den der Vor- 
sitzende der Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages, Dr. 
Wolf gang Schäuble, der Bundesregierung mit Schreiben vom 5. Juli 1993 
mit der Bitte übermittelt hat, die Fraktion bei der Vorbereitung der beab- 
sichtigten Beschlußfassung zur Konkretisierung des Umzugs des Deut- 
schen Bundestages nach Berlin und der Ausgleichsmaßnahmen für die 
Region Bonn zu unterstützen. 

Die Bundesregierung hat diese Unterstützung zugesagt. 

Die zur Beantwortung erforderlichen Untersuchungen dauern noch an. 
Über die Ergebnisse und die von Ihnen erbetenen Informationen werde 
ich Sie gerne im terminlichen Zusammenhang mit dem von Dr. Wolfgang 
Schäuble erbetenen Bericht unterrichten. 


91. Abgeordneter 

Dr. Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


Wie hoch werden die je Quadratmeter erreichba- 
ren Mieteinnahmen der vom Auswärtigen Amt, 
den Bundesministerien des Innern, der Justiz, der 
Finanzen, für Wirtschaft, für Arbeit und Sozia- 
lordnung, für Familie und Senioren, für Frauen 
und Jugend, für Verkehr, für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau sowie durch das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung ge- 
nutzten, im Eigentum des Bundes stehenden 
Gebäude bei anderweitiger Vermietung ge- 
schätzt? (Bitte Einzelangaben für jedes Ressort.) 


92. Abgeordneter 

Dr. Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


Welche jährlichen Mietkosten je Quadratmeter 
entstehen für die in Bonn angemieteten Räume in 
den genannten Ressorts? (Bitte Einzelangaben 
für jedes Ressort.) 


93. Abgeordneter Wann enden die Mietverträge für die genannten 

Dr. Rupert Ressorts? (Bitte Einzelangaben für jedes Ressort.) 

Scholz 
(CDU/CSU) 
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94. Abgeordneter 

Dr. Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Kostensteigerungen bei den ge- 
nannten Ressorts ist vom Zeitpunkt des Endes der 
Mietverträge an zu rechnen? (Bei Einzelangaben 
für jedes Ressort.) 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard von Loewenich 
vom 6. August 1993 

Ihre Fragen sind im Grundsatz im Fragenkatalog enthalten, den der Vor- 
sitzende der Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages, Dr. 
Wolfgang Schäuble, der Bundesregierung mit Schreiben vom 5. Juli 1993 
mit der Bitte übermittelt hat, die Fraktion bei der Vorbereitung der beab- 
sichtigten Beschlußfassung zur Konkretisierung des Umzugs des Deut- 
schen Bundestages nach Berlin und der Ausgleichsmaßnahmen für die 
Region Bonn zu unterstützen. 

Die Bundesregierung hat diese Unterstützung zugesagt. 

Die zur Beantwortung erforderlichen Untersuchungen dauern noch an. 
Über die Ergebnisse und die von Ihnen erbetenen Informationen werde 
ich Sie gerne im terminlichen Zusamrrienhang mit dem von Dr. Wolfgang 
Schäuble erbetenen Bericht unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


95. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die als 
Wapenhans-Bericht bekannte, äußerst kristische 
Untersuchung über den Erfolg von weltbankfi- 
nanzierten Entwicklungprojekten („Effective 
Implementation - Key to Development Impact. 
Report of the Portfolio Managment Task Force," 
22. September 1992), und welche darin genann- 
ten Empfehlungen teilt sie bzw. teilt sie nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 11. August 1993 

Die Weltbank unterzieht seit jeher die von ihr finanzierten Projekte einer 
Erfolgskontrolle nach sehr strengen Maßstäben. Die alljährlich veröffent- 
hchten Evaluierungsberichte der Weltbank haben in den letzten Jahren 
eine sinkende Erfolgsquote (von 70% in 1989 auf 64% in 1992) aufgezeigt. 
Dies war Anlaß für die Weltbank, eine Untersuchung in Auftrag zu geben, 
wie den vielfältigen Risiken der Projektförderung (z. B. unsichere Rah- 
menbedingungen und schwache Träger Strukturen in den Empfängerlän- 
dern) besser Rechnung getragen werden kann. Die von dem deutschen 
Vizepräsidenten der Weltbank, Wapenhans, geleitete Untersuchung hat 
eine Reihe von Vorschlägen zur Erfolgssicherung der Projekte gemacht. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Initiative der Weltbank; der Wapen- 
hans-Bericht hat inzwischen auch bei anderen Entwicklungsinstitutionen 
ähnliche Anstrengungen zur Qualitätsverbesserung ausgelöst. 
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Das Direktorium der Weltbank hat bereits in seiner Sitzung am 8. Juli 1993 
mit Unterstützung des deutschen Exekutivdirektors Maßnahmen zur 
Umsetzung der Empfehlungen des Wapenhans-Berichts beschlossen. Die 
wesentlichen Ansatzpunkte zur Umsetzung der Empfehlungen im täg- 
lichen Geschäft der Weltbank sind: 

Die wirksame Durchführung von Projekten wird in den Mittelpunkt der 
Arbeit der Bank gerückt. Im Rahmen der in der Regel jährlich stattfinden- 
den Länderstrategiediskussion für jedes Land wird zukünftig explizit auch 
die Projektimplementierung beurteilt und bei Entscheidungen über Aus- 
leihevolumen und sektorale Schwerpunkte berücksichtigt. 

Zukünftig wird mehr von der Möglichkeit der Umstrukturierung einzelner 
Problemprojekte oder ganzer Länderprogramme Gebrauch gemacht wer- 
den, besonders wenn eine große Anzahl von Projekten in einem Land mit 
ernsten Problemen behaftet ist, z. B. aufgrund geänderter Rahmenbedin- 
gungen, veränderter Prioritätensetzung oder institutioneller Schwächen 
in einzelnen Sektoren. 

Des weiteren soll bei neuen Projekten noch stärker auf Qualität geachtet 
werden. Dies soll durch gesteigerte Eigenverantwortung der Empfänger- 
länder für die Projekte, durch vermehrte Beteihgung der betroffenen Be- 
völkerung und auch durch stärkere Berücksichtigung von Risikofaktoren 
bei der Projektplanung erreicht werden. Es werden neue oder geänderte 
bankinterne Planungsrichtlinien erlassen, Fortbildungsveranstaltungen 
durchgeführt und Handbücher herausgegeben, die die Mitarbeiter mit 
den Neuerungen vertraut machen und in ihrer Anwendung schulen sol- 
len. 

Schließlich sind auch in der Personalpolitik Änderungen beabsichtigt, die 
die Ausrichtung auf eine wirksame Projektdurchführung betonen. 


96. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 11. August 1993 

Gegenstand der Verhandlungen zur Informationspolitik der Weltbank ist 
eine Erweiterung der bestehenden Regelung des Zugangs zu Bankinfor- 
mationen. Grundsätzlich unterstützt die Bundesregierung eine verstärkte 
öffentliche Darstellung der Arbeit der Weltbank. 

Zu internen Meinungsäußerungen einzelner Mitarbeiter der Weltbank 
nimmt die Bundesregierung grundsätzlich nicht Stellung. 


Welche Position vertritt die Bundesregierung in 
den gegenwärtigen Verhandlungen zur Informa- 
tionspolitik der Weltbank, und wie bewertet sie 
die Vorschläge, die im Minderheitsvotum der 
bankinternen Arbeitsgruppe zur Informationspo- 
litik in dem Dokument: „Access to Information: 
An Alternativ View" entwickelt werden? 


97. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die in den 
Dokumenten „Operations Inspection in the Bank: 
Issues and Optio ns" und „Portfolio Managment: 
Next Steps - A Program of Actions" entwickelten 
Vorschläge und verschiedenen Optionen zur Er- 
höhung der Effizienz der Mittelvergaben und 
Verbesserung des entwicklungspolitischen Erfol- 
ges von Weltbank- Projekten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 11. August 1993 

Als eine Maßnahme zur Umsetzung der Empfehlungen des Wapenhans- 
Berichts ist von deutscher Seite mit Unterstützung weiterer Direktoriums- 
mitglieder die Einrichtung einer unabhängigen Inspektionseinheit zur 
Bewertung laufender Projekte vorgeschlagen worden. Mit der Prüfung 
des deutschen Vorschlags ist eine Arbeitsgruppe beauftragt worden, die 
ihre Empfehlungen in dem in der Frage 97 erstgenannten Dokument vor- 
gelegt hat. 

Die Arbeitsgruppe folgt grundsätzlich der deutschen Anregung, einen 
unabhängigen Inspektionsmechanismus vorzusehen. Die konkrete Aus- 
gestaltung ist Gegenstand weiterer Beratungen im Weltbank- Direkto- 
rium. 

Das zweite in der Frage genannte Dokument bezieht sich auf Maßnahmen 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Wapenh ans -Berichts; hierzu wird 
auf die Antwort zur Frage 95 verwiesen. 


98. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Welche weiteren Vorschläge wird die Bundesre- 
gierung in die derzeitige Diskussion um eine Re- 
form der Weltbank-Kreditvergabe und eine Ver- 
besserung der Weitbank-Informationspolitik ein- 
bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 1 1. August 1993 

Die Bundesregierung hat mit der von ihr vorgeschlagenen Einrichtung 
einer unabhängigen Inspektionseinheit einen wichtigen Beitrag zur Dis- 
kussion um interne Weltbank-Reformen geleistet. Die Bundesregierung 
wird sich an der Diskussion weiterhin aktiv beteiligen. 


Bonn, den 13. August 1993 
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